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Indieser Schrift geht es umdie Politik der deutschenSozialde-
mokratie währendder erstenJahreshälfte1914bis zumKriegs-
ausbruch Anfang August - jedoch unter dem Aspekt einer
bestimmten Persönlichkeit.Es solldargestellt werden,wie sich
diesePolitik in denLeitartikeln des damaligen Chefredakteurs
der Kieler Schleswig-Holsteinischen Volks-Zeitung, Eduard
Adler, widerspiegelte.

Es mag manchem Beobachter der politischen Entwicklung
seit 1914 nicht einleuchten, wenn hier über die zahlreichen
Veröffentlichungen zum Themades Kriegsausbruchs 1914 hin-
aus auch nochlokale Positionensichtbar gemacht werden, die
ja ohnehin den großen Rahmen geschichtswissenschaftlicher
Bemühung nicht sprengen könnten.Wenn ich mich dennoch
um eine studienhafte Bearbeitung dieses Stoffes bemühe, so
geschieht es aus zwei Gründen. Der eine ist meine Überzeu-
gung, daß es sich bei Eduard Adler um eine Persönlichkeit
handelt, deren Wirken für das politische Leben und die Ent-
wicklung der Arbeiterbewegung in Schleswig-Holstein von
besonderer Bedeutung ist.Der zweite Grundmag daringefun-
den werden,daß jede Art vonräumlich übergreifender Politik
auch ihre regionale Ausprägung erfährt, die uns geschichtlich
nicht gleichgültig sein kann. Die Arbeiterbewegung - und
damit die deutsche Sozialdemokratie- ist auch im regionalen
Bereichnichtgeschichtslos. Esistnotwendig, lokaleUmstände
ihrer Entwicklung zu klären, um begreifen zu können, vor
welchenProblemen sieheutesteht. Esist alsokeinesfalls beab-
sichtigt, große politische Zusammenhänge auf einen lokalen
Bereich zu verengen. Das entspräche gewiß nicht den umfas-
senden Kenntnissen, die Eduard Adler von der damaligen
europäischen Lage im Spannungsfeld der Bündnissysteme
besaß. Wohl aber soll erläutert werden, daß die Sozialdemo-
kratie in der preußischen Provinz Schleswig-Holstein einen
Interpreten derPolitik hatte, derden Arbeiterndieser Region
Entwicklungen in Europa deutlich machen konnte. Dessen
bedurften sie, wenn sie sich zum politischen Kampf stellten.
Das mag heuteumso deutlicherempfunden werden,als essich
um einen Kampf handelte, der damals in einen Bruch von
tragischen Ausmaßen mündete.

DieKonfliktedes Jahres 1914wirkeninnerhalb dieser Partei
bis heute fort, allerdings überwiegend aufeine diffuse Weise.
Im Bewußtsein der Sozialdemokraten hat es sich kaum zu
einem klaren Geschichtsbild entwickelt. Vielleicht ein hartes
Urteil, aber es muß im Zusammenhang mit der Tatsachegese-
hen werden, daß es noch weniger ein klares Geschichtsbild in
jenenSchichten der Bevölkerunggibt,diesich inderTradition
despolitischen deutschenBürgertums fühlen - oder doch füh-
lenmüßten .Dortist gewiß nochwenigeraufgearbeitet worden,
wieEuropa indenErsten Weltkrieg hineingeriet.

Für die deutsche Sozialdemokratie aber ist der 4.August
1914 - der Tag der Bewilligung der Kriegskredite mit ihren
Stimmen im Reichstag- nochheuteeinTrauma.Siemußte mit
dem Kriegsausbruch die totale Ohnmacht der Sozialistischen
Internationale erleben, und sie wurde darüber hinaus auch
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noch in der Erwartung enttäuscht, daß die Träger der deut-
schen Reichspolitik es mit ihr ehrlich meinten, daß ihr also
politische Rechte entscheidenden Ausmaßes inAussicht stan-
denunddaß dieRegierung wirklich aufeinenAnnektionskrieg
verzichtete.Das waren ja immerhin die jedemdeutschenPoli-
tiker bekannten Bedingungen. Die Reichsregierung, derKai-
ser auch, mochten sich vielleicht in der sicheren Erwartung
fühlen, daß einerfolgreicher Krieg sie jeglicher Verpflichtun-
genenthob und daß die Sozialdemokratie dannerst recht zer-
schmettert seinwerde. Im Grunde jedoch war mit derBewilli-
gungder Kriegskredite durch denReichstag inseiner Gesamt-
heit die Frage nach einer gemeinsamen demokratischen
Zukunft Deutschlandsaufgeworfen, und zwar ganz gleich, ob
derKrieg gewonnen oder verloren werde.Manhättesich des-
senerinnernkönnen,daß knapp fünfzig Jahrevorher Bismarck
nahezuvor einemBankrottseiner Kriegspolitik stand, weil der
Preußische Landtag ihm die Bewilligung der Mittel für den
Krieg verweigerte. Damals spielte die Sozialdemokratie noch
keine Rolle, aber dasBürgertum war noch aufsässig.

Gewiß handelte es sich 1914 um einenKrieg ganz anderer
Größenordnung, bei dem es auch um die Existenz der Arbei-
terbewegung ging. Dennoch, die Bewilligung der Kriegskre-
dite durchdie Sozialdemokratische Reichstagsfraktion konnte
nicht in Anspruch genommen werdenohneEinbeziehung ihrer
deutlich ausgesprochenen Forderungen des annektionslosen
Krieges und der ständigen ernstlichen Friedensbemühungen.
Hierin wurde die Sozialdemokratie getäuscht, und das hängt
bis heute wie eine Last an ihr.

Betrogen worden zu sein, das mag im Zivilbereich vor
Gericht korrigiert werden, aber nicht inder Politik und nicht
vor der Geschichte.Daransollalsonichtsbeschönigtwerden-
im Rahmen dieser Schrift schon gar nicht, denn sie greift das
Thema in einem schmalen Sektor auf, und verallgemeinernde
Schlüsse dürfen nichtüber Gebühr Platz greifen. Soweit es hier
dennochgeschieht,solles nachdrücklich aufdiePersonEduard
Adlerbezogen werden. Ichverbinde damit dieErwartung, daß
die journalistische, politische und moralische Präsenz dieses
MannesinUmrissen deutlich wird.Ichhoffe freilich auch, daß
politisch interessiertenMenschender jüngeren Generationdie
spezifische Art des Konfliktes deutlich wird, in den die deut-
sche SozialdemokratieimSommer1914hineingeriet, wie jadie
Sozialisten anderer europäischer Länder auch.

Leitartikel aufder
ersten Seite

Esbedarfhier nocheiniger Hinweisebez. meinerBearbeitung
des Stoffes. Hier gilt vor allem die von mir zu vertretende
Feststellung, daß alle in dieser Schrift auszugsweise zitierten
Leitartikel der Schleswig-Holsteinischen Volks-Zeitung mit
einer andere Verfasser nahezu ausschließenden Wahrschein-
lichkeit vonEduard Adler geschrieben wordensind.Dies wird
gestützt durch die redaktionellen Umstände. In der äußerst
kleinen Redaktion — meist nur drei bis vier hauptberuflich
tätige Mitarbeiter -gab es damals keine weiteren journalisti-
schenKräfte vonder geistigenPotenzundpolitischen Präsenz
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Eduard Adlers.Die speziellepolitische Redaktionbestandaus
nur einem Mann, nämlich Eduard Adler. Selbst einen Wirt-
schaftsredakteurgab es indieser Zeitungvor demErstenWelt-
krieg nicht, bzw. dieses Ressort wurde nebenbei von einem
Redakteur wie etwa Wilhelm Brecour wahrgenommen. Bre-
cour wareinrespektablerJournalist, aber eineallgemeine wirt-
schafts- bzw. geschichtswissenschaftliche Vorbildung hatte er
nicht, und deshalb könnendie von mir zitierten Leitartikel
nicht von ihm stammen, ganz abgesehen von denvölligunter-
schiedlichen Stilmitteln. Im übrigen aber gab es, außer gele-
gentlich tätig gewordenenFeuilletonredakteuren,nurnoch ein
bis zweiRedakteure für lokale Angelegenheiten. Diese Mitar-
beiter hattenpolitischen Instinkt,aber nicht Adlers Weitblick
undBelesenheit, nicht seinehistorischenKenntnisseund nicht
seineFähigkeit imUmgang mit derSprache. Infolgedessen also
engt sich die Möglichkeiteiner genaueren Autorenangabe für
die damaligen Leitartikel auf die Person Eduard Adlers ein.
Einen exakten Nachweis hierfür gibt es naturgemäß nicht,
denn keiner dieser Leitartikel ist signiert worden; es war
damals nicht üblich, mit Namen zu zeichnen, bzw. es war nur
üblich, wenn es sich um Artikel von Politikernaußerhalb der
Redaktion handelte, von Otto Wels etwa oder von Rosa
Luxemburg, deren Verfassername damals mehrfach auf-
tauchte.

Auftrag des Chefredakteurs aber war es in erster Linie,
politische Leitartikel für seine Zeitungzu schreiben,möglichst
viele- und nach heutigem Verständnisauch möglichst lange.
Die erste Seite des Blattes also - wo nämlich die Leitartikel
plaziert wurden- war dieDomäne des Chefredakteurs.

Dies zur Technik derErmittlung desMaterials. In der Sache
geht es mir um den Versuch, an dem Beispiel Eduard Adlers
die ernstliche Bemühung der deutschen Sozialdemokratie um
die Erhaltung desFriedens imunheilschwangeren erstenHalb-
jahr 1914 deutlichzu machen. Auch nachdem unvermeidlich
gewordenen Ausbruch des Krieges ist die deutsche Sozialde-
mokratie nicht leichtfertig in die Politik der Bewilligung der
Kriegskredite hineingeschlittert, sie hat durchaus Vernunft
bewahrt - im Gegensatz zu den wirtschaftlich und politisch
verantwortlichen Schichtender damaligen Zeit. Das wird ins-
gesamt beider Lektüre der VZ desJahres 1914 deutlichundin
den Leitartikeln Eduard Adlers sichtbar. Aber man spürt
natürlich, daß die damalige Sozialdemokratie von denEreig-
nissen wie von einer Sturmflut überrollt wurdeund auch inter-
national keine Dämme gegen denKrieg errichten konnte. Es
hieß vorher so verheißungsvoll:

,J\lleRäder stehenstill, wenn dein starker Arm es will.
"

Die Räder standen nicht still.Die Internationale hatte wohl
die Gemüter ergriffen -dieder organisierten Arbeiterschaft in
Europa -, jedoch sie hatte inkeinem StaatRegierungsgewalt.
Ausdem Bekenntniszur Internationaleundzum Friedenaber
ließ sich keine wirksame Macht gegen den explosiv geworde-
nen europäischen Nationalismus organisieren. Man kann der
damaligen Sozialdemokratie vielleicht vorwerfen, daß sie dies
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nicht erkannt hat und deshalb zu tragischen Fehleinschätzun-
gengelangte. Aber mankann ihr gewiß nicht eine leichtfertige
Kehrtwendung zur Kriegspartei vorwerfen. Die Sozialdemo-
kraten hatten schon lange vor1914 vor denFolgen der Kriegs-
politik und des Wettrüstens gewarnt; dies freilich nicht aus
einerpazifistischenHaltung. Siebewegtensichnicht imluftlee-
ren Raum einer grundsätzlichen Abstinenz gegenüber Krieg
und nationaler Wehrmacht, sie verfochten im Reichstag z.B.
den Gedanken des Milizwesens. Das stand nicht im Wider-
spruch zu den hartnäckigen Warnungen vor den Folgen des
Wettrüstens.

Die Galionsfiguren:
Churchill und Tirpitz

In diesem Sinne zitiert auch Eduard Adler in der Kieler VZ
vom 6.Februar 1914unter dem Titel „Wettrüsten undFreund-
schaft" eine Rüstungsrede des englischen Staatssekretärs Sir
Edward Grey. Adler stellte „einehoffnungslose Übereinstim-
mung in der Behandlung der internationalen Rüstungsfrage"
fest.Eswerde zwar - so Adler - hier wie dort anerkannt, „daß
sich dieBeziehungenbeider Staatenzueinander erheblichgebes-
sert hätten",aber inEngland scheinedem StaatssekretärGrey
„selbst der diplomatische Vorschlag desMarineministers Chur-
chillaufEinlegungeinesRüstungsfeierjahres noch immer nicht
diplomatisch genug", und in Deutschland kämen „Herrv. Tir-
pitz undHerr v.Jagowgarnicht indie Lage, gegen eine radika-
lere Strömungin der Regierungpolemisieren zu müssen"; auch
derRüstungsgreifer derbürgerlichen Parteiensteheüber allem
Zweifel. Gegendie deutscheund die englische Arbeiterpartei
seien die Herren sich einig. Mahnendes Fazit dieses Artikels
ist:

„Deutschland unddie Westmächte würden vereinteinsolches
Übermaß militärischerKräfte gegenüber allen anderen Staaten
darstellen, daß sie unbesorgt um ihre Überlegenheit an dieEin-
schränkung ihrer Rüstungen herantretendürften. Wer einEnde
des Wettrüstens will, der muß ein Bündnis zwischen Deutsch-
land und den Westmächten wollen... Inder Entwicklung der
Beziehungen zwischen Deutschlandundden Westmächten liegt
dieEntscheidung der Frage, obEuropa auffriedlichgeordneten
Bahnenoder über das Trümmerfeld grauenhafter Zerstörungzu
einem neuen ZeitaltersozialistischerKulturemporsteigensoll.

"
Man sieht an diesem Zitat - und es ließe sich an den Leit-

artikeln anderer sozialdemokratischer Zeitungen genauso
belegen -: Die Gefahr eines bevorstehenden Krieges gerade
infolge übersteigerter Rüstung ist imJahre1914vonder dama-
ligen Sozialdemokratie deutlicherundeher erkannt wordenals
vom damaligen deutschen Bürgertum und der Führung des
Reiches. Zwar gab es im Bürgertum bzw. der bürgerlichen
Presse und auch in der Reichsregierung durchaus ein Gefühl
dafür, daß ein Krieg drohte. Aber man begriff nicht seine
mögliche Tragweite - oder, noch schlimmer, man sah den
Krieg als unvermeidlich, gar auch als erwünscht an, jedenfalls
wasdenZeitpunkt anbetraf.Manglaubte,daß Deutschland für
einen Kriegbesser gerüstet dasteheals diemöglichenGegner,
daß sich dies aber nach der erwarteten zusätzlichen Rüstung
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und militärischen Ausbildung zumal Frankreichs in einigen
Jahren ändern werde.

Es mag imRahmendieserDarstellung dahingestellt bleiben,
obman der damaligen deutschenReichsregierungdie primäre
Schuld am Ausbruch des Krieges zuweisen kann, wie dies
Historiker inneuerer Zeit tun,oderob dies modifiziert werden
muß indem Sinne, daß mindestens wenige Jahrespäter etwa
Rußland undFrankreichdieEntwicklung zum Krieg gefördert
hätten, wenn dannsie aufgrund ihresRüstungsstandes gemeint
hätten, daß nunder Zeitpunkt „zum Losschlagen" günstig sei.
Für diese Arbeit hier geht es mehr um beispielhafte Zitate
dafür, daß die Sozialdemokratie das Ausmaß der Kriegskata-
strophe vorausgesehen undhartnäckigvoreinemKriegundvor
denFolgendes Wettrüstens gewarnthat.Manbeachtete diese
Warnungen nicht, man war blind gegenüber dem, was ein
Kriegmit sichbringen würde. Die Verantwortlichender mäch-
tigsten StaatenEuropas sahen wohl dieKriegsgefahr, abersie
sahen denKrieg immer noch als ein geeignetes Regulativ für
nationaleStreitigkeiten an. Dem folgte dieStimmung innatio-
nalistischen Kreisen,insbesondere in derbürgerlichen Jugend,
deren vaterländische Begeisterung eng mit der Vorstellung
vom Krieg als notwendigem und legitimem Mittel vaterländi-
scher Bewährung verknüpft war.

Die Stimmung impolitischen Kern der Arbeiterschaft war
dem entgegengesetzt. Die Arbeiterschaft konnte sich von
einemKriegnichtsGutes versprechen. Daß man schwerundin
sozialer Bedrängnis arbeiten mußte, um zu existieren,erfuhr
man täglich, und es sprach nichts dafür, daß dies durch einen
Krieg günstiger werden könnte.Soldat zu sein, das bot weder
eineexistentiellenoch gesellschaftliche Chance für denArbei-
ter.DiepolitischenRechte wurden ihmweitgehend vorenthält
ten. Es war deshalb nicht einzusehen, weshalb man auf die
Schlachtfelder gehenund für Kaiser undReich bluten sollte-
für ein Reich, in dem der Arbeiternur einmißachteter Staats-
bürger war.

Die Stimmungen in den herrschenden Kreisen, im Bürger-
tum und in der Arbeiterschaft spiegelten sich demgemäß auch
inderzugehörigenPresseunterschiedlich.Inder Rechtspresse
begnügte man sich mit der Feststellung, daß ein Krieg - an
dessen Ausbruch man natürlich keine Schuld tragen würde -
Deutschland bereit und gerüstet fände. Über die möglichen
Konsequenzen einesmodernenKrieges machte man sichkaum
Gedanken.

Wettrüsten als
Kriegsgefahr

In den sozialdemokratischen Zeitungen spiegelte sich die
Kriegsgefahr anders. Die Sozialdemokratie sah die Rüstungs-
politik dereuropäischen Staatenunter dem Gesichtspunkt des
Wettrüstens als eine sich steigernde Gefahr für den Frieden.
Sie glaubte nicht daran, daß man einen Stand der Rüstung
erreichen könnte, der andere Staaten von einer weiteren
Rüstung abhielte.Die Erfahrungsprachdafür, daß jedemilitä-
rische und rüstungspolitische Maßnahme einesStaatesentspre-
chende Bemühungen in den Staatenpotentieller Gegner nach
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sich zog. Sie lebte infolgedessen in der Befürchtung, daß es
alleine schon infolge des uferlosen Wettrüstens einmal zum
Krieg kommen werde. Man beschwor sowohl die eigene als
auch andere Regierungen und appellierte an deren Vernunft.
Man appelliertegenauso auchan die internationale Solidarität
der Arbeiterschaft, an der dieKriegstreiberei scheiternsollte,
wenn alles andere nicht half.

In beidem, sowohl dem Appell an die Vernunft der Regie-
rungen als auch der internationalen Solidarität der Arbeiter,
hat sich die europäische Sozialdemokratie getäuscht. Interna-
tionale Solidarität war immer wieder gepredigt worden, aber
wie das in einem ernstlichenKonfliktfallehätte aussehen kön-
nen,darüber machte man sich,so scheint es,wenigGedanken.
SusanneMiller charakterisiert diesen Zustand in ihrem Werk
„Burgfrieden und Klassenkampf"1folgendermaßen:

„Die Praxisder Parteivordem Weltkrieg aufdem außenpoli-
tischen Gebiet war gekennzeichnet durch eine generelle Ableh-
nungdes Wettrüstens, insbesondere des „Marinismus1' (die zum
Konflikt mit England treibende Flottenpolitik, d. V), das
Bestreben zur Verständigung mitden Westmächten, namentlich
mit Frankreich, und die Warnung vor einem Machtzuwachs
Rußlands. Die deutsche Sozialdemokratie war eine scharfe,
zuweilen auch scharfsinnige Kritikerin der Außenpolitik des
Deutschen Reiches. Sieerfüllte damiteinebeachtenswerteFunk-
tion als die einzigePartei, die dieReichsregierung vorden vor-
aussehbarenKonsequenzen ihres außenpolitischen Kurses stän-
dig warnte. Obwohlsie diedurchden „Imperalismusundfortge-
setzteRüstungen" gesteigerte „Gefahr des Weltbrandes" immer
wiederbeschwor, lassensichkeine Überlegungen odergarorga-
nisatorische Maßnahmen nachweisen, die darauf hindeuten,
daß dieParteisich in irgendeiner Weise aufeinenkriegerischen
Konflikt unter Beteiligung Deutschlands und der führenden
europäischen Staaten vorbereitethat."

Dieser letzteSatzverweist bereits aufdieErschütterung, der
die Sozialdemokratie ausgesetzt war, als der Krieg ausbrach.
Sie hatte sich als weitsichtigerwiesen, hatte gewarnt,auch die
Interessen der Arbeiterklasse vertreten, aber sie war nicht auf
die Frage vorbereitet, was von ihrer Seite aus zu geschehen
habe, wenn trotz alledem ein Krieg ausbräche und man der
eigenen Regierung - der Regierung des DeutschenReiches -
hieranmindestens einenTeilder Schuld anlasten müßte. Edu-
ard Adler schob eine Antwort hierauf mit der Feststellung
beiseite, weder Rußland noch Frankreich noch Deutschland
könnteneinen Angriffskrieg wagen.InseinemLeitartikelvom
12.März 1914 analysierte er, wie es mit einem Angriffskrieg
bestellt sei.Er schrieb:

„Daß Rußland oder Frankreich in absehbarer Zeit an einen
Angriffskrieg denken, ist absolut ausgeschlossen. InRußland
weiß jedermann:sobald dieRegimenter marschieren, brichtdie
Revolution aus:InFrankreich würden sie vielleicht überhaupt
nicht marschieren. Die Infamie eines vom Zaunegebrochenen
Präventivkrieges seitens Deutschlands würde aber ebenfalls mit
einer Revolution enden. DenneinKrieg, indemRußland enga-

1 Susanne Miller, Burgfrieden und
Klassenkampf, Die deutsche Sozial-
demokratie 1918-1920, Düsseldorf,
1978,S. 34.
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giert ist, ist...einlangwieriger Krieg, unddenhältein Industrie-
staat wie Deutschlandnimmer aus. Es bedarfkeiner revolutio-
nären Propaganda, die durch namenloses Elend zur Verzweif-
lung getriebenen Massen würden aus Selbsterhaltungstrieb
durch eine revolutionäre Erhebung dem Krieg ein Ende be-
reiten."

Die Prophetie ist imponierend -aber ihre Logik erwies sich
erst, als das Unglück längst geschehen war, gegen Ende des
Krieges. Wir Späteren wissen es,aber damals durfte es schwer
zu übersehen gewesensein, welcher Staat unter welchen Vor-
aussetzungen einen Krieg überstehen oder an ihm scheitern
würde. Kriege habensich in ihrem Verlauf und imGrad ihrer
Ausweitung immer als unberechenbar erwiesen -Revolutio-
nen freilich auch! Das Vertrauen auf den revolutionärenEnt-
schluß als einer machtpolitischen Größe war 1914 genauso
weniggerechtfertigt wiedas Vertrauender Regierungen indie
Wirkung ihrer Rüstungen; derUnterschied ist freilich,daß die
einen den Krieg als notwendig oder mindestens vertretbar
empfanden, während die anderen darin auf jeden Fall ein
Unglück gesehenhaben.

Vernunft inder
Flottenbaupolitik?

Auch Eduard Adler überschätzte, wie wohl alle damaligen
linkenPolitiker,dieKraft desrevolutionären GeistesEuropas.
Mindestens hat er, wie die anderen, die Bereitwilligkeit und
Fähigkeit der arbeitendenMassen zurevolutionärenAufstän-
den gegen einen von der herrschenden Schicht provozierten
Krieg überschätzt. Wie in Rußland, so kam auch inDeutsch-
land die Revolution erst mit dem militärischen Zusammen-
bruch,keineMinutefrüher, obgleichhierwie dortdie arbeiten-
den Massen aufs schwerste unter dem Krieg litten und die
herrschenden Schichten in keiner Weise von der Idee des
Eroberungskrieges und auch nicht von ihrem nationalen
Anspruch auf politische Vorherrschaft abgewichen sind. Das
Massenbewußtsein folgte ebennur sehr bedingt demKlassen-
interesse.

Dochzurück zurLage im Anfangdes Jahres 1914:Einer der
Ansatzpunkte sozialdemokratischer Kritik an der deutschen
Rüstung war die Flottenpolitik der Reichsregierung, die sehr
früh vonKaiser Wilhelm11. inspiriert worden war.DieSozial-
demokratie hielt insbesondere das Flottenbauprogramm für
eine der großen Gefahren, weil sie wußte, daß England hier-
durchauf die Seiteanderer möglicherKriegsgegner getrieben
wurde.

Für eine inKiel, dem Reichskriegshafen, erscheinende Zei-
tung lag es besonders nahe, das Augenmerk auf die Rüstung
zur See zu richten und damit auf das maritime Wettrüsten
zwischen England und Deutschland aufmerksam zumachen.
Vorübergehend schien es, als könnees in der Flottenfrage zu
einer Verständigung kommen. Eine Entspannung bahnte sich
an. So schrieb denn die Volks-Zeitung - Adler also - am
5. Januar 1914 unter dem Titel „Demokratie und Rüstungs-
fieber":

„Die Verbesserung der deutschen Beziehungen zu England
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hat der Beweisführung der deutschen Flottenpatrioten den
Boden unter denFüßen weggezogen.Solange derAberwitz vom
unversöhnlichenGegensatz der beiden Völker,vonder notwen-
digen weltgeschichtlichen Auseinandersetzung in zahlreichen
Köpfen spukte, schien der schleunige Ausbau der deutschen
Flotte vielen eine Lebensnotwendigkeit. Seitdem sich für den
deutschen Imperialismus dieMöglichkeitgezeigt hat, sich mit
England in weitprofitablerer und weniger riskanter Weise auf
dem Wege friedlicher Vereinbarung über wirtschaftliche Interes-
sensphären auseinanderzusetzen, müssen die sich steigernden
Flottenausgaben allen nüchternen Rechnern -und an solchen
fehlt es unter den Kapitalisten nicht - in der Tat als ein ganz
wahnsinniger Luxuserscheinen."

Andieser Argumentation Adlers ist zunächsteinmalinteres-
sant, daß er sich nicht mit einer pauschalen Verurteilung des
Rüstens begnügte, sondernrealpolitischbedachte, was imeige-
nen Interesse deutscher Wirtschaftskreise läge. Die Erwar-
tung, daß man hüben und drüben in der Flottenbaupolitik
Vernunft walten lassen werde, trog allerdings. Schon am
17.März 1914hieß es inderVZüber die englischenRüstungen:
Weit über eine MilliardeMark „sollen in diesem einzigen Jahr
für die Kriegsflotte ausgegeben werden", ein Betrag, den man
noch „vor wenigen Jahren für wahnwitzig gehalten hätte...In
einigen Tagen wird Herr Churchill im Unterhause dieses neue
Programm zweifellos ineinersehrgeschickten undinteressanten
Rede begründen undkommentieren. Der lehrreichsteKommen-
tar istaber schonam Tage der Veröffentlichungdes Etats gelie-
fert worden.ErHegt in der Ankündigung dergroßen Rüstungs-
firma Vickers, daß sie in diesemJahreeine Dividende von12'A
Prozent ausschütten werde, der eine solche von10Prozent im
Vorjahre gegenübersteht. "

Das Wettrüsten zur See ging also weiter, genauso wie das
Wettrüsten zuLande.Esbrachtekeiner der beteiligtenRegie-
rungen das Gefühl einer auch nur relativen Sicherheit. Es
steigerte nur dieNervosität und häufte weiteren Zündstoff an
den neuralgischen Punkten jener Zeit.

Neigungzum
Präventivkrieg

Zweifelsfrei gabes imRahmender Politik desWettrüstens eine
Stimmung, die zum Präventivkrieg tendierte. Inwieweit auch
die deutsche Regierung hiervon ergriffen war, soll in diesem
Rahmen nichtuntersucht werden.JedochhatteEduard Adler
mehrfach Gelegenheit, hierauf warnend hinzuweisen, und
mindestens wurde spürbar, daß man inMilitärkreisen in den
Kategorien eines Präventivkrieges dachte. Das hatte einen
engen Zusammenhang mit der Methodik des Wettrüstens.
Adler schrieb hierüber in der VZ vom 4.März 1914:

„Noch istseitder Bewilligungder Riesen-Militärvorlage kein
Jahr vergangen, undschon wiedergibtsichein Teilderbürgerli-
chenPresse widerstandsloseiner neuenRüstungspanik hin.Die
Vermehrung der Armee sollte dem deutschen Volke angeblich
dieBeruhigung verschaffen, daß esfür alleEventualitätengerü-
stetsei;aber wie zuerwarten war, istan StelledieserBeruhigung
nureine noch vielstärkereBeunruhigung derganzen Weltgetre-
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ten,unddieseBeunruhigung wirkt nun wiederaufDeutschland
zurück. Frankreich hat aufdie Erhöhungder deutschen Prä-
senzstärke mit der Rückkehr zur dreijährigenDienstzeitgeant-
wortet, und etwas später ist auch das schwerfällige Rußland in
eineneue Periode der Rüstungsverstärkung eingetreten.

"
In demselben Artikel zitiert nun Adler den Petersburger

Korrespondenten der „KölnerZeitung". Rußland werde, so
dieser Korrespondent, mit seinenRüstungsvorbereitungen im
Herbst 1917 fertig sein, und klares Angriffsziel sei Deutsch-
land.Damit, so Adler,betreibe diese ZeitungPropaganda für
einen Präventivkrieg. Auch andere Zeitungen schrieben in
diesem Sinne, und die „Post" gar wolle, um den Krieg im
Herbst 1917zu vermeiden,denKriegimFrühjahr 1914,denn-
sodie „Post",einKriegmüsse „um sofurchtbarer treffen,...je
später erausbricht". Adler warnt demgegenüber, das sei dann
der Angriffskrieg, „der Frankreich laut Bündnisvertrag zum
Eingreifen verpflichtet",und weiter:

„Herr von Bethmann selbst hat sogar in einem der unglück-
lichsten Augenblicke seines Lebensdie deutscheMilitärvorlage
mit der Möglichkeiteines Zusammenstoßes zwischen Germa-
nentum undSlaventum begründet. Er hatdamit den Tonange-
geben, der jetzt von Petersburgnach Kölnhinüberschallt.

"
Stimmungen also, die nicht nur Korrespondenten und Zei-

tungen erfaßt haben, sondern auch den Chef der Regierung
ergriffen - und die hohen Militärs! Adler zitiert am 12.März
1914denGeneralv.Bernhardi,der inder „Post"klippundklar
beweise, „daß Rußland und Frankreich im Begriff sind, über
Deutschland herzufallen", er predige demgemäß den frisch-
fröhlichenAngriffskrieg, denn- so Bernhardi - „den Angriff
abwartenhieße den Erfolg von vornherein aufsSpielsetzen"...
„Daß einesolcheHetzesozusagenaus demhohlenBauchplötz-
lich begonnen werden kann", so schrieb Adler inseinem Arti-
kel vom 12.3. 1914, „darin liegt in der Tat eine Kriegsgefahr.
Die Welt starrt in Waffen, der Militarismus hat Tausende von
Interessentengroßgezogen, deren Geschäft derKrieg ist undan
Konflikten der Militärstaaten, die überall nach Raub aus-
schauen, fehlt esnicht. BeidieserLage kann leichteinunbedeu-
tender Zwischenfall tatsächlich den Krieg herbeiführen, ohne
selbst, daß dieRegierungenes wollen."

Konfliktstoff Balkan Zum Konfliktfeld der Staaten gehörte ganz besonders der
Balkan.Hier trafenprimär russische undösterreichisch-habs-
burgische Expansionsgelüste aufeinander. Jedes politische
Ereignis barg hier mehr Explosivstoff in sich, alses woanders
gewesenwäre. Der Mordan demösterreichischenThronfolger
FranzFerdinandund seinerFrauam 28. Juni1914 inSarajewo
wirkte deshalb wie der vielzitierte Funke im Pulverfaß.

Daß gerade die Sozialdemokratie angesichts der Lage vor
der Kriegsgefahr warnte und zurMäßigung riet, war selbstver-
ständlich. Das geschah nicht mit allgemeinen Redensarten,
sondernindem man auf die schwachen Punkte der deutschen
Außenpolitik verwies. So schrieb der „Vorwärts" in Berlin
bereits am Tage nach dem Attentat, also am 29.Juni1914, zu
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dem Bündnis mit Österreich
„Immerhin erweist es sichnicht als eineQuelleder Stärkung,

sondern als eineQuelleder Schwäche. Das Problem Österreich
erhebt sich immer drohender zu einer Gefahr für den Frieden
Europas."

In gleichem Sinne und mit wichtigen Differenzierungen
schrieb auch Eduard Adler über dieses Thema. Es war ein
gutesDutzend ausführlicher Leitartikel, geschrieben während
dieserkritischen Tage, deren Verfasser man aus späterer Sicht
prophetischen Scharfsinn und beträchtliche Kenntnis der hier
wirksamen Zusammenhänge zubilligen muß. Unmittelbar
nachdem Attentat von Sarajewo, am 30. Juni1914, schrieb er
unter dem Titel „Die TragödiedesHauses Habsburg-Folgen
für die deutsche Politik" u.a.:

„Das berühmte Gleichgewicht der Kräfte, das die gegenwär-
tige GruppierungderMächteangeblich darstellensoll, ist durch
die Entwicklung tatsächlich aufgehoben, und Deutschland
befindet sichaufder Seite der Verlierer."

Diese Meinung muß im Zusammenhang mit der Entwick-
lung der deutschen Außenpolitik seit dem Sturz Bismarcks
gesehen werden.Bismarck hatte dasDeutsche Reich imSpiel
der europäischen Mächte ineinegünstige Positionrücken kön-
nen. Seine Nachfolger verstanden sich hierauf nicht. Der
Geschichtswissenschaftler Arthur Rosenbergspricht die histo-
rische Schuld an dieser Entwicklung Bismarck selbst zu. Bis-
marck nämlich habe mit der Reichsverfassung von 1871 das
SchicksalDeutschlands indieHanddesMonarchen gelegt, was
sich mit dem Regierungsantritt Kaiser Wilhelm 11. als einVer-
hängniserwiesen habe.2

ImoffiziellenDeutschlandundauch imBürgertum empfand
man freilich nurdie Glorie der Monarchie. Kritische Stimmen
waren aus diesen Kreisen nicht sehr vernehmlich. Man
bemerkte offenbar wenig, daß sichDeutschlands Lage außen-
politisch verschlechterte. Für Eduard Adler nahm diese Ent-
wicklungbereitsFormen an, die ihn Deutschlandauf derSeite
der Verlierer sehenließ. Damit meinte er inerster Linie Öster-
reich-Ungarn, von dessen Regierung er am 30.Juni 1914
schrieb,sie habe nicht gelernt, „sie taumelt blindin ihr Verder-
ben". Die Positionder Habsburger Monarchie hatte er schon
einenTag vorher,am 29.Juni 1914, in einem Artikelüber die
Ermordungdes ThronfolgersFranz Ferdinand geschrieben:

„Manhatangesichtsdergrauenvollen Tatkaum Zeit,sich den
menschlichen Empfindungen hinzugeben, diesie aufwühlt — so
gewaltig undunheilvollsinddiepolitischenFolgen, diesie nach
sich zu ziehen droht. Franz Ferdinand war ein unbedeutender
Mann,unddochhing an diesemManndie Zukunft Österreich-
Ungarns. SeinRegierungsantritt, der beidemhohenAlterFranz
Josefs in naher Zeit zu erwarten war, konnte den Zerfall des
alten Kaiserstaats einleiten, er konnte aber auch -so rechneten
die Anhänger des Thronfolgers-nacheiner heftigen Krise zur
Befestigung führen.

"
Befestigung der Monarchie, aber unter dem - nach der

Ermordung Franz Ferdinands - neuen Thronfolger? Dazu

2 vgl. Arthur Rosenberg, Entstehung
der Weimarer Republik, Frankfurt
am Main, 1961,S. 43ff.
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schrieb Adler
,Jetzt wird nacheiner voraussichtlich kurzen Zeitspanne die-

ser unbekannte, unvorbereitete, anhanglose jungeMannKaiser
vonÖsterreich sein-unddie Fragedrängtsichauf: Was dann?"

Adler erwartete eine tiefgehende Zerrüttung des alten, zum
ZerfallbestimmtenStaatswesens;esmüsse „mit demAusbruch
eines schweren internationalen Konflikts gerechnet werden",
darummüsse heute „schongesagt werden, daß Deutschlandauf
keinenFallGrund hat,einegegen Serbiengerichtete österreichi-
sche Gefühlspolitik mitzumachen. Es wäre menschlich, wenn
sich Habsburg für das verübte blutige Verbrechen Genugtuung
verschaffen wollte, es wäre aber unmenschlich, Europa deswe-
genineinenKriegzustürzen". DiePolitik derdeutschenRegie-
runghabe „nicht dieAufgabe, Habsburg zurächenoder Öster-
reich zu retten... Niemand weiß, wie spät oder wie früh für
Österreich der Tagder Katastrophekommt. Kommt eraber, ehe
Deutschland, Frankreich und England einig sind, dann wird
balddarauf Europa inseinem Blute schwimmen.

"
Die Einsicht, daß Deutschlands Wohlergehen von der

Bemühung abhing, denmilitärischen Konflikt mit Frankreich
und England zu vermeiden, spricht deutlichgenug aus diesem
Artikel.Esbestätigte sich auch mit den dann folgenden Ereig-
nissen:Kern einernotwendigen deutschen Außenpolitik hätte
die Verständigung mit England und Frankreich sein müssen.
Das aber spiegelte sichnicht mit der erforderlichen Deutlich-
keit in der Publizistik jener politischen Kräfte, die der deut-
schen Sozialdemokratie gegenüber standen. Man sprach und
schrieb nur von der Bündnistreue gegenüber Österreich-
Ungarn, aber nicht von den notwendigen Bedingungen, unter
denenerst derBündnisfall gegeben sein konnte.Eduard Adler
hingegen-wiesicher diegesamte sozialdemokratischePresse-
argumentierte einen Monat lang, daß es Aufgabe der deut-
schen Reichsregierung sei,auf Österreich-Ungarns Regierung
mäßigend einzuwirken.

Die Not der
arbeitendenSchichten

Aus der Lektüre mancher Ausgaben der damaligen Volks-
Zeitung drängt sich immer wieder die Einsicht auf, daß die
arbeitendeBevölkerungandere Sorgenhatte als weiteSchich-
ten des Bürgertums, die sich- darangemessen-denNationa-
lismus als eine Art politischen Luxus leisten konnten. Womit
nichtdie Wichtigkeit nationalerInteressenbeiseite geschoben,
wohl aber betont werdensoll,daß den arbeitenden Schichten
dieunmittelbareNot vor Augen stand. In solchenZusammen-
hängen setzten sich die Sozialdemokratische Partei und die
Gewerkschaften damals besonders nachdrücklich für die
Schaffung einer gemeindlichen Arbeitslosenfürsorge ein; es
gab zwar bereits die vonBismarck geschaffene öffentlicheVer-
sicherung, aber Arbeitslosigkeit wurde durchsienicht abgefan-
gen. Solange es dies nicht in der Gesetzgebung gab, mahnte
man dieGemeinden,etwas zutun.Und währendEduardAdler
sich in der VZ der bedrängenden außenpolitischen Themen
annahm, befaßten sich Journalisten des lokalenBereichsu. a.
mit dem Thema Arbeitslosigkeit. Charakteristisch ist hierfür
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einBericht,der am 6. Januar1914veröffentlichtwurde.In ihm
heißt es:

„In Kiel herrscht kein besonderer Notstand, auch ist die
Arbeitslosigkeit nicht übermäßig groß. Das ist so ungefähr die
MeinungderMehrheitdesMagistrats, womitsieihreAblehnung
derEinführung einer Arbeitslosenfürsorge begründet. Daß die
Tatsachen uns eines anderen belehren, zeigt der nachstehende
Fall,deruns, einwenigverspätetallerdings, berichtet wird.Kurz
vordem Weihnachtsfest verstarb derachtjährige Sohndes in der
Boninstraße wohnenden Zimmerers und früheren Technikers
W. Der herbeigerufene Armenarzt weigerte sich jedoch, den
Totenschein auszustellen, weilnach seiner AnsichtdasKindan
Unterernährung gestorben sei. Die Leiche wurde sodann
beschlagnahmt undgerichtsärztlich untersucht.Hierbei istdann
festgestellt worden, daß bei dem Kinde zwar Unterernährung
vorgelegen, daß die eigentliche Todesursache jedoch auf ein
Unterleibsleiden,an demderJungefrüher bereits ineinemhiesi-
gen Hospital behandelt worden war, zurückzuführen sei.
Gleichzeitig aber stellte sich dann auch heraus, daß die ganze
Familie, Mann, Frau und sechs Kinder, an Unterernährung
litt...Der Vaterhatte in der letzten Zeit zwar etwas Arbeit, er
hat dagegen vorher längere Zeit feiern müssen. Als er sich in
seiner Notlage schließlich an den Armenpfleger seines Bezirks
wendete, wurde ihm auch die übliche Unterstützung gewährt,
der Pflegerließ derFamilie sogaraus eigenenMittelneinekleine
Extraunterstützung zuteil werden...Der Fallzeigt jedoch, daß
der herrschende Notstand in Kiel denn doch nicht so gering
einzuschätzen ist, wie esstellenweise geschieht."

Man muß den mit solchen Schilderungen deutlich werden-
den Hintergrund sozialdemokratischer Politik in diese
Betrachtung einbeziehen,weil damit der Grundtonschwerwie-
gender sozialerNötespürbar wird.Es gab gewiß keine Anzei-
chen dafür, daß auch nur eines der sozialen Probleme durch
einen Krieghätte gelöst werden können.Das mochte mit dem
Ausbruch des Krieges verdeckt worden sein, aber für die
Sozialdemokratische Parteiund ihre Presse gab es gewiß kei-
nen sachlichen Grund, diese Nötezu kaschieren. Die lokale
Berichterstattung inderVZmachte jedenfalls deutlich,daß die
arbeitenden Schichten von vornhereinein anderes Verhältnis
zumKriege hattenals das Bürgertum -ganz zuschweigen von
der Rüstungsindustrie und der immer noch feudalistisch
gestimmtenMilitärschicht.

Es istnicht zuvermuten, daß EduardAdlerhierin imWider-
sprach zu der Einstellung seiner Redaktionskollegen stand.
Jedoch fällt auf, daß es im Höhepunkt der außenpolitischen
Krise inderständigen ArtikelserieEduard Adlers eineUnter-
brechung gab. Seit dem 3. Juli 1914 erschien während eines
Zeitraumes von zehn Tagen in der VZ zur außenpolitischen
Lage nichts. Wenn nicht etwa eine Erkrankung Adlers die
Ursache war,dürfte zuvermuten sein, daß ersich zurInforma-
tioninBerlinaufgehalten hat.Daer der einzige inaußenpoliti-
schen Fragenbewanderte Redakteur war,magsichkeiner der
Kollegen angesichts der kritischen Lage getraut haben, hier-
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über zu schreiben, obgleich es wichtiggewesen wäre
Daß Adler währenddieserTageaus irgendwelchen Gründen

nicht verfügbar war, ergibt sich auch aus der Tatsache seiner
offenbaren Abwesenheit auf der Hauptversammlung derKie-
ler Sozialdemokraten am2. Juli. IndemBericht, deram 3.Juli
in der VZ über dieseHauptversammlung erschien, findet sich
keinWort über eineetwaige Behandlung der brennendaktuel-
lenZeitereignisse, Eduard Adler als die zweifelsfrei führende
politische Persönlichkeit der SPD in Kiel würde - wie auch
sonst üblich - die Gelegenheit der Hauptversammlung sicher
genutzt haben, über die gefahrvolle Lage nach dem Attentat
vonSarajevo zusprechen; manhättees von ihmaucherwartet.
Daß diesnicht geschah, läßt sichnurmit einerdurchReise oder
Krankheit bedingten Abwesenheit erklären. Erst am 13.Juli
erschien in der VZ wieder ein politischer Kommentar, aller-
dings auf Seite 2 statt auf der ersten Seite, auf der Adlers
Leitartikelzuerscheinenpflegten. Möglich,daß dieser Artikel
einen anderen Verfasserhat, jedochentsprach dieArgumenta-
tion derjenigenAdlers.

DieChauvinisten
entscheiden

Mit einem Nachdruck,hinter demman steigende Sorgen ver-
spürt, warnt Adler dann jedoch ab Mitte Juli 1914 wieder
täglich vor einer Politik, die zum europäischen Krieg führen
müsse. Die Mahnung richtet sich an die beteiligten europäi-
schenRegierungen insgesamt, so wiees auchdieVorstände der
sozialdemokratischen Parteien in Europa hielten. Über die
Haltung der französischen Sozialisten wird in der VZ vom
17.Juli berichtet:

DerfranzösischeSozialistenkongreß nahmmitgroßer Mehr-
heit den von Jaures und Vaillant eingebrachten Beschlußantrag
an, welcher dieseinerzeitinKopenhagen gefaßte Resolutionmit
folgendem Zusatz enthält: „DerKongreß sieht unter allenMit-
teln, welchedenKrieg verhindern und dieRegierung zur Anru-
fungeines Schiedsgerichts zwingensollendengleichzeitigen und
internationalen Gesamtstreik in den beteiligten Ländern sowie
eine volkstümliche Bewegungals besonders wirksam an.

"
InFrankreichalso sprach man immerhin voneineminterna-

tionalen Streik, der den Krieg verhindern könne.Doch je
näher die Kriegsgefahr rückte, um so mehr Zweifel an der
Möglichkeiteines solchen Streiks müssen bei den führenden
Sozialdemokraten in Europa aufgekommen sein.

Eduard Adler kommentierte die Lage in Frankreich am
25.Juli 1914mit der Feststellung:

„Wennauch dasfranzösischeVolk imganzenfriedlich ist und
wennauchdie SozialdemokratieFrankreichsundein Teilseiner
Radikalen keinen Krieg will, so dürfte doch unter diesen
Umständender Wille russischer undfranzösischerChauvinisten
den Ausschlag geben. Dann hätte Deutschland den Krieg mit
zwei Fronten und dadurch entstände der große Europäische
Krieg."

Eskönne,so heißt es weiter,dazukommen,daß Europaund
vor allem Deutschland einem ähnlichen Schicksal entgegen-
geht, wie inden Zeiten des Dreißigjährigen Krieges.Und:
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„Die Verantwortung für alles was geschieht, ... tragen die
säbelrasselnden Idioten in Wien." Sie schüren den Weltbrand,
so überschrieb Adler seinen Artikel. „Einerderfaulsten Staa-
ten, die wirinEuropa haben", so meinte Adler, „einStaat, dem
spähende Politikerschon seitJahren einEnde voraussagen, das
ihnexplosiv in seine Bestandteile zersetzen wird, hatesgewagt,
eine Katastrophe heraufzubeschwören",undobItalien sonder-
lichLust habe, das mitzumachen, „obes nichtebenso jämmer-
lich, wie es1870dieFranzosen verriet,auch bereitsein wird,im
Jahre 1914 das Deutsche Reich zu verraten, sei dahingestellt.
Einsscheint unssicher.DieheuteimDeutschenReich regieren-
den Staatsmänner denkennicht wieBismarck. Siesindnicht so
klug wieBismarck undsie wagenes, umdesbißchen Österreichs
willen, die Knochen pommerscher Grenadiere zu opfern, die
einemBismarckfür solcheExperimentedochzuschadewaren.

"

Generalstreik nicht in
Sicht

„Umdesbißchen Österreichs willen...", vielleicht,andermili-
tärischenKraft gemessen, eine gewagte Formulierung, jedoch
zeigte sich im Verlaufe des Krieges, wie zutreffend es war,
wenn die Habsburger Monarchieals zerfallendcharakterisiert
wurde. Und deutlich zeigte sich zugleich mit der Unaufhalt-
samkeit desbevorstehenden Kriegsausbruches auch einedop-
pelte Verzweiflung, nämlich die über das hereinbrechende
Verhängnis und jene über die Unmöglichkeit,denRegierun-
gen in den Armzu fallen. Zwar hatte der Parteivorstand der
SPD noch am 24. Juli einen Aufruf veröffentlicht, deren
Schlußsätze lauten:

„Der Weltkrieg droht. Die herrschenden Klassen, die euch
sonst knebeln, verachten, ausnützen, wolleneuchals Kanonen-
futter mißbrauchen. Wir wollen keinen Krieg! Nieder mit dem
Kriege!Hoch die internationale Völkerverbrüderung!"

Aber da war hinter hochtrabenden Worten schon Verlegen-
heit und Ausweglosigkeit sichtbar. Man mag noch den Ernst
der von besserer Einsicht diktierten Warnung erkennen,
jedoch bemerkenswerter an dem Aufruf ist die Tatsache, daß
von einer Drohung mit dem Generalstreik der sozialdemokra-
tischen Internationale keine Rede mehr ist. Im Gegensatz zu
dem Aufrufder französischenSozialisten.Esist jedochnurein
zeitbedingter Gegensatz, denn der französischeAufruf liegt
zehn Tage vordem deutschen. ZehnTage, indenennichtnur in
Deutschlanddie Einsicht reifte, daß man einen Generalstreik
nicht durchführen konnte. Es gab für einen Streik gegen den
Krieg weder Modelle noch organisatorische Vorbereitungen.
Vor allem aber mußte in den Vorständen der europäischen
Sozialdemokratie Kenntnis von derTatsache genommen wer-
den, daß auch dieMasse der arbeitendenSchichten indenSog
der nationalenBegeisterunggeratenwarundman allenfallsmit
dem Kern der klassenbewußten und organisierten Arbeiter-
schaft rechnen konnte.

So klingt denn auch in den Adlerschen Leitartikeln keine
ernstliche Aufforderung zur praktischen Abwehr des Unheils
an, sondern lediglich die Feststellung, daß die Arbeiterschaft
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mit derBekämpfung desKrieges recht habe. DiePerspektiven
eines beginnenden Krieges schildert er in einem Leitartikel
vom 25.Juli1914 folgendermaßen:

„EinKriegbedeutet heutemehr, als erfrüher bedeutethat...
Hunderttausende werden unter den Maschinengewehren auf
dem Schlachtfelde niedersinken, um nie wieder aufzustehen.
Andere Hunderttausende werden als Krüppel heimkehren...
Danebensteht der wirtschaftliche Ruin. Außer in den Städten,
wo man für den Kriegsbedarf arbeitet, ...wird alles stocken.
Schlimmer aber wirdes, wenn Deutschland nach zweiFronten
kämpft. Hates zuringenmit Frankreich undRußland zugleich,
so tritt eine Grenzsperre mit den schärfsten Folgen ein. Wirt-
schaftlicher Verkehristnotwendig, damitDeutschlandexistieren
kann. Der dritte Teil unserer Nahrungsmittel und unseres
Bedarfs wird bekanntlich aus dem Auslande eingeführt ...
Unser Volk wird dasnicht bekommen, was es für die tägliche
Notdurft desLebens und des Leibes braucht und unsere großen
Städte... werden inder kürzesten Zeitin die Verlegenheit kom-
men, ihre Bevölkerungnicht mehr ernähren zukönnen."

Die Sozialdemokratie setzte eine letzte Hoffnung nochauf
die in ganz Deutschland angekündigten Massenversammlun-
gen gegen denKrieg. Man könnezweifeln, so schreibt Adler,
obman in derLage sein werde, dieRegierung vordem letzten
Schritt zurückzuhalten, aber „wir haben alles zu tun, was in
dieserHinsicht möglichist."

So wird denn auch in einem Bericht über eine Protestver-
sammlungimLokalderKielerWaldwiese aufdenFriedenswil-
len derKielerBevölkerung verwiesen. „Der größte SaalKiels
war überfüllt", so liest man. SechstausendPersonenseiendort
gewesen,undEduardAdlerhabegesprochen. IneinerResolu-
tion wird der Weltkrieg als eine Folge des aus dem Kapitalis-
mus entstandenen Imperialismus undder wahnsinnigen Wett-
rüstungen bezeichnet.Miteinem Schlage -so schreibt derBe-
richterstatter der VZ - habe die Kieler Arbeiterschaft dem
dummen verlogenen Gerede von der Kriegsbegeisterung in
Kielein Endegemacht.

Kundgebungen dieser Art gab es inganz Deutschland.Und
wenn die Sozialdemokratie eine Macht im Staate gewesen
wäre, eine Institutionmit verfassungsmäßig gesicherten Ein-
flußmöglichkeiten aufdieRegierungspolitik, dannhättesieder
RegierungDeutschlandsdieGrenzender Bündnispflicht wirk-
samer klar gemacht als geschehen. Vielleicht. Aber auch den
französischen Sozialisten gelang diese Intervention nicht,
obgleich Frankreichs Regierung auf demokratischem Wege
gebildet war. Nicht die Minderheit der politisch organisierten
Friedensfreunde bestimmte das Geschehen in diesen Tagen,
sondern- imSinnederKriegsapostel -„dasVolk standauf,der
Sturm brach los". Überwältigend. Von teils kriegsbereiten,
teilskriegswütigeri Regierungen letztlichin Szene gesetzt. Von
heute her gesehen eine europäische Selbstvernichtungsorgie.

Über das, was damals die Massenergriff, was sich als „Volks-
geist" etablierte, waren sich die führenden Persönlichkeiten
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der Sozialdemokratie sichtlich im Unklaren. Sie hatten eine
wohleher diffuse Vorstellung davon,daß die arbeitendenMas-
sendereuropäischenIndustriestaatenindenSogderEmpörung
der organisierten Arbeiterschaft über dieKriegstreiberei gera-
tenunddamit die Entscheidung über Kriegund Frieden indie
eigenen Hände nehmen werden. So etwa mag Eduard Adlers
Leitartikel vom 29.Juli 1914 zu verstehen sein, in dem er als
Fazit der sozialdemokratischen Massenkundgebungen gegen
denKriegverkündete: Wer jetzt, „wiees inDeutschlandschon
geschah", bemüht sei, „derMassedasRechtaufMeinungsäuße-
rung zu nehmen, der handelt wie jemand, der einen Vulkan
verstopfen wollte'1.Hier heiße es,dem Volksgeist freie Bahnzu
gewähren: „Wer dasnicht tut, hatdie Folgen zu tragen.

"
Freilich,so war es,aber Vulkan und Volksgeist explodierten

in eine andere Richtung, unddas Ergebnis war die totale Ver-
unsicherungder sozialdemokratischen Führungskräfte.

Im Grunde erging es den revolutionär entschiedeneren
sozialdemokratischenPolitikernauch nichtanders als denvor-
sichtigeren Reformisten. So veröffentlichtedie Volks-Zeitung
damals-am30. Juli1914-einen ArtikelvonRosaLuxemburg,
der gedanklich entschiedener sein mochte als Eduard Adlers
Artikel, aber doch genau dieselbe Selbsttäuschung über die
Möglichkeitder Mobilisierung der Massen für eine Politik des
Friedens enthielt. Sie schrieb:

,y/enn esjetzt nocheineHoffnung gibt, daß der russischeBär
vor den Gefahren des Kriegsabenteuers im letzten Augenblick
trotz alledem vielleicht zurückschrecken wird, so ist es einzig
und allein der schöne Brand der beginnenden Revolution im
eigenen Hause, derdiesemagische Wirkungaufdieherrschende
Kamarilla an der Neva ausüben kann. Gelingt es diesmal den
Frieden Europasnochzu wahren,sohatsich Europadafür nicht
bei dem Dreibund, sondern bei dem heldenhaften russischen
Proletariat undseiner unerschöpflichenrevolutionären Energie
zubedanken. Undebensobestehtdieeinzige wirkliche Garantie
des Friedens für Deutschland wie für Frankreich darin, ohne
Verzug mit aller Energie die latente Macht des Proletariats in
Bewegungzusetzen...DenRegierungenunddenherrschenden
Klassenmuß gezeigt werden, daß heutzutage ohnedas Volkund
gegen das Volk keine Kriege mehr geführt werden können.

"
Darüber ist heute nichts mehr zu sagen; man weiß, wie es

ging! Mit dem Volk gegendas Volk.

DerGlaubean
Friedensbereitschaft

Und da war es schonohne Bedeutung, ob innerhalb der deut-
schenSozialdemokratieeinPolitiker nun revisionistisch,refor-
mistisch oder umstürzlerisch gesonnen war. Auch die Revolu-
tionärekonnten die Machtverhältnisse nicht nach ihren Wün-
schen zurechtbiegen. Eduard Adler setzte angesichts dessen
nur noch auf die angebliche oder tatsächliche Friedensbereit-
schaft der Reichsregierung und gab in diesem Sinne eine Art
Vertrauensvorschuß. Er schrieb unter dem Titel „In ernster
Stunde" am 31.Juli in der VZ, es sei anzuerkennen, daß die
deutsche Regierung bemüht sei, den Frieden zuerhalten und
„alle Maßnahmen zu unterlassen, die im Auslande aufreizend
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wirken können". Ihre Organe in Wien, Paris undPetersburg
seienbestrebt, „dieLokalisierung des Krieges aufdenDonau-
schauplatz herbeizuführen" , es sei jedoch kein Zweifel, daß
„genügend unverantwortliche Scharfmacher existieren, die ihr
diese Arbeit erschweren".Der größte Teil des deutschenVol-
kes, ja, selbst viele Großkapitalisten seien für den Frieden,
aberesgäbe Leute, „dieimAusbruch desKrieges dieErfüllung
ihres höchstenEhrgeizes sehen".

Meinte er damit diepublizistischen Kriegshetzer? Meinteer
die von romantischer Kriegsbegeisterung erfüllte bürgerliche
Jugend? Oder vielleicht doch auch einflußreiche Militärs im
Generalstab, die eine Neigung zur These vom „rechtzeitigen
Krieg" hatten?Die Sozialdemokraten konnten damals nicht
exakt wissen, aber vielleichtahnen,welchepolitischenAbsich-
ten von dieser Seite ausgingen, wie sie auf den Monarchen
wirkten, der schon immer für große Töne von schimmernder
Wehr bekannt war, abernunwohlangesichts einer unmittelba-
renKriegsgefahr vonseinen Stimmungen hinund her gerissen
schien.

Die Auseinandersetzung der Historiker über die Frage,
inwieweit die Reichsregierung von denMilitärs vorangescho-
ben und damit etwa zum Träger der Kriegspolitik wurde,
scheint noch in vollem Gange. Die Sozialdemokratie hatte
damals Ursachezuglauben, dieRegierung werde alles tun, um
denFrieden zuerhalten.Manhatte seine Zweifel,aber konnte
eben nicht mehr tun, als die Regierung in ihrer tatsächlichen
oder fiktiven Friedensbereitschaftzuunterstützen. Sicher zeigt
sich darin auch der Zustand der Ohnmacht der europäischen
Sozialdemokratie.MansetztenocheinevageHoffnung aufden
für den 9. August einberufenen internationalen Sozialisten-
kongreß in Paris. Glaubte man, noch soviel Zeit zu haben?
Nun, das Büro der Internationale wurde doch schon früher
einberufen, für den 29. und 30.Juli, in Brüssel, für die deut-
schenSozialdemokraten warenHugoHaaseundKarlKautsky
erschienen; RosaLuxemburg nahm auch teil, aber als Vertre-
terin Polens.

Nach Susanne Miller eröffnete der Österreicher Victor
Adler mit einer von tiefstem Pessimismus gekennzeichneten
Lageanalyse: ObwohlSerbien- so Victor Adler-alle wichtigen
Punkte des österreichischenUltimatums mit Ausnahme einiger
Abweichungen angenommen hat, haben wir trotzdem Krieg.
DieParteiist wehrlos. Etwas anderes zusagen, hieße dasBüro
betrügen! 3

Haase war anderer Meinung, aber- nach Susanne Miller-
auch Haases Glaube an die Wirksamkeit der Friedensdemon-
stration stützte sich inerster Linieaufseine Überzeugung, daß
Deutschland den Frieden wolle. An die Möglichkeit, einen
Generalstreik durchführen zu können,glaubte offenbar nie-
mand.

3 Susanne Miller,a.a.0.; S. 44

Erkenntnis: England
kann nicht neutral
bleiben

In Eduard Adlers Leitartikeln zeigte sich wie immer das
Bestreben, denLeserneine möglichstungeschminkte Analyse
derMachtverhältnisse ineinemKriegzugeben. Das war umso
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notwendiger, als ringsum publizistisch gefährliche Illusionen
gepflegt wurden, besonders bezüglich der Haltung Englands.
Inder bürgerlichen Presse schob manBesorgnisse beiseite, da
jaEngland wedermit dem russisch-französischennochmit dem
deutsch-österreichischen Bündnis festgelegt schien - und
schließlich hatte man jadie deutscheFlotte als schlagkräftiges
militärisches Instrument.

EduardAdlerbestätigte zwar imLeitartikelvom31.Juli
„DieStimmen der englischenPresselassendeutlicherkennen,

daß der englische Geschäftssinn sichmehr vomFriedenals vom
Kriege verspricht,"

aber, so fügte Adler hinzu, man sei drüben überzeugt,
„daß England bei einem allgemeinen Zusammenstoß nicht

untätigbleiben kann. DieseErkenntnismüßte auch inDeutsch-
landbei denen, dienoch törichtgenugsind, denetwaigenKrieg
als einen glänzenden siegreichen Husarenritt anzusehen, zur
Einsicht führen.

"
Man hatte jedoch keine Erkenntnis, selbst in Regierungs-

kreisenkaum, infolgedessen also auchkeineEinsicht.Unddie
deutscheFlotte? Auch inder Beurteilung ihrer Möglichkeiten
erwies sichEduardAdlerals weitsichtig.Erschriebam31.Juli:

,}Nir zweifeln gar nicht daran, daß die Kriegstechnik der
deutschen Flotte so hoch entwickelt ist, daß sie englischen
Geschwadern aufhoher See begegnen kann, aber wir rechnen
damit, daß in Seeschlachten auf beiden Seiten alle beteiligten
Kriegsfahrzeuge vernichtet oder kampfuntauglich werden.
Dann wird der die See beherrschen, der trotz der kolossalen
Verluste nochKriegsschiffe imHafen, in der Reservehat."

Nach dem strategischen Ergebnis hat er damit in etwa die
Seeschlacht im Skagerak vorausgesehen.

Die Warnungen vor denvoraussichtlichenBedingungen des
Krieges halfen indiesem Stadium der Entwicklunggewiß nicht
mehr, hatten ja auch - obgleich in einer breiten Front der
Argumentation vorgetragen - die Regierung offenbar nie
beeinflußt. Als es nun aber keine Aussicht auf Erhaltung des
Friedens mehr gab, stand die Sozialdemokratie vor der Not-
wendigkeit, sich irgendwie zu entscheiden, auch wenn diese
Entscheidung eigentlich schon gar nicht mehr in ihremErmes-
sen lag. Selbstverständlich wird es heute mehr Anhänger der
SPD geben, die der Meinung sind, die Kriegskredite hätten
nicht bewilligt werdendürfen. Hiergeht es jedochnicht umdie
Beurteilung aus dem Erfahrungs- und Wissensstand einer sehr
viel späteren Zeit,sondernlediglich um den Versuchzuerläu-
tern, aus welchen Überlegungen die Partei damals zu ihrer
Entscheidung kam. Manbraucht daran nichts zubeschönigen;
der wesentliche Umstand war ihr innerer Zusammenbruch
angesichts der unzweideutigen Erkenntnis, daß die oft
beschworeneInternationaleeinSchemen war;eine großartige
Idee zweifellos und ein politisches Konzept für die Zukunft
Europas, aber damals keineinsetzbares Machtinstrument.

Ein weiterer Umstand, der die fällige Entscheidung beein-
flußte, war die Einsicht, daß man auf der Ebene der Nation
jedenfalls dannetwas zu verteidigen hatte,wenn Rußland auf
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dem Kriegsplan erschien. Es ist zwar seltsam, ausdem Verlauf
der Dinge zudestillieren,daß die französischenSozialistenin
denKrieg gegen Deutschland eintratenin der Gewißheit, daß
sieFrankreichgegen denpreußischen Militarismuszuverteidi-
gen hatten, während die deutschen Sozialdemokraten in den
Krieg gegen Rußland eintraten in der Gewißheit, daß sie
Deutschland gegen die finsterste Reaktion in ganz Europa zu
verteidigen hätten, den russischen Zarismus. Aber diese bei-
denTeileder inder Internationalevereinigten Sozialdemokra-
tiestandenin einemKrieg,denzu verhindern sie sichbis indie
letzteFriedensstundebemüht hatten.Erst als dasnichtgelang,
waren beide auf ihre nationalePosition zurückgeworfen und
mußten nun allerdings spüren, daß es ein politisches Abseits
nicht geben konnte.Der Krieg war da,und derersteKriegsge-
fallene war der Vorsitzendeder französischenSozialdemokra-
ten,JeanJaures,dereinemAttentatzumOpfer fiel.Wiederum
eine groteske Situation:ErwurdewegenseinerFriedenspolitik
ermordet, unddie französischeSozialdemokratie war paraly-
siert und mußte sich zum Krieg entschließen. Letztlich hatte
wohl der europäische Nationalismus die Gemüter der Völker
so ergriffen, daß er zum entscheidendenFaktor imBewußtsein
oder gar Unterbewußtsein der breitenMassen wurde.

„Diesmal noch zu
schwach"

„Nochsind, " so hieß es in AdlersLeitartikel vom3. August
1914, „die Massennicht so geschult, daß sie ihre volle Macht
brauchen können, um ihren Friedenswillen zum Gesetz zu
machen...Aberselbst, wennin einem derStaatenEuropas die
SozialdemokratieschondenFriedendiktieren könnte,würde es
nichtsnützen. Nurgleichzeitiginallenbeteiligten Ländernkann
etwas geleistet werden... Wir Sozialdemokraten erkennen die
Tatsache an, daß wir diesmal noch zu schwach waren, um
Europa, vielleichtdie ganzeErde, voreinerentsetzlichen Kata-
strophe zu beschützen. "

Die Verhältnisse lägen so, daß der Arbeiter sich seinen
Kriegspflichten nicht entziehen könne.Und dann folgte der
Nachsatz:

,Wir werden in alldem Elend einen Trost finden, wenn aus
Anlaß dieses Krieges der böseGeistdes DeutschenReiches, die
russische Regierung, ihrEnde findet..."

Daran knüpfte sich sodann die Rechtfertigung für die am
Tage darauferfolgte Bewilligungder Kriegskredite.Manhatte
eine eingefleischte Furcht vor der russischen Barbarei, die
selbst den-ein Jahr vorKriegsausbruch verstorbenen-August
Bebel zu dem vielzitierten Ausruf veranlaßte, er werde dann
selber „die Knarre in die Hand nehmen". Rußland war nun
zwar der Staat inEuropa, in dem eine Revolution überfällig
war, sie hatte sich 1905 ja auch nachdrücklich angekündigt.
Dochhier trogdieErwartung,daß derEintrittRußlands inden
Krieg der Auslöserfür dieRevolution sein werde.

Aber welcheBedeutung hatte dasArgument der notwendi-
gen Abwehr russischer Barbarei für die organisierten Arbeiter
inDeutschland? Offenbar bleibtnur die Antwort,daß es plau-
sibel schien.Manfühlte sich zwar inDeutschlandalsStaatsbür-

102



Ger mindererKlasseund als mißachtet. Aber im Vergleich mit
Rußland fühlte mansichimBesitzvonRechten, diezuverteidi-
genman Ursache hatte.

Die Abneigung gegen russische Zustände war jedenfalls tief
eingewurzelt in der Arbeiterschaft undauch in denFührungs-
kreisender Sozialdemokratie.Nicht nur AugustBebel wäreda
zu zitieren, sondern auch Karl Marx und Friedrich Engels.
Vielleicht war dies Eduard Adler nicht unbekannt, jedenfalls
war erseinem geistigen Zuschnittnachwie diese einWesteuro-
päer.Dennoch wundert mansich, wenn man inseinemLeitar-
tikel vom 17. August 1914liest:

„Es ist das Unglück der höherkultivierten VölkerEuropas,
daß dieser mongolisch-slavische Staatohne Kulturentwicklung
derMachthaberseitJahrhunderten inderLage war, inEuropas
Geschicke einzugreifen."

Gewiß, Adler hatteauch lange vorher alle Sorgengegenüber
den Gefahren, die von Rußland her drohten, deutlich ausge-
sprochen. Aber die Diktion jetzt, nach dem 4.August, war
dochbefremdlich. Odernurzuerklären, wennman denZwang
berücksichtigt, unter dem erstand, daerdoch, wie alleanderen
Parteizeitungen, ein passables Kriegsziel vor den Augen der
Leser aufbauen mußte. Da möchte wohl mancher gerne wis-
sen,wie indieserSituation-und für deutschesozialdemokrati-
sche Politik etwa verantwortlich -Marx und Engels reagiert
hätten.Manweiß es nicht, und es hat auchkeinenSinn,sie für
irgendeine These in Anspruch zu nehmen. Allerdings ist es
erlaubt, sie zu zitieren unddamit jedenfalls zu beweisen, daß
sie den russischen Beitrag zur europäischen Geschichte als
Westeuropäer sahen, selbstverständlich als revolutionäre
Sozialisten,aber ebendochals Westeuropäer. FriedrichEngels
hatteindensechziger Jahren desvorigenJahrhunderts eineArt
der Argumentation im europäischen Konfliktfeld gepflegt, an
die man sicherinnert fühlt, wenn man die Aufrufe des SPD-
Vorstandes im August 1914 oder die Leitartikel von Eduard
Adler liest. So heißt es beiGustavMayer inseinem Werk über
Friedrich Engels, dieser sei ein eingefleischter Westeuropäer
gewesen und habe in schärfster Gegnerschaft zum Panslavis-
mus gestanden. Engels habe auf Rußland als Bedrohung
Deutschlandshingewiesen und seineLandsleute gemahnt, sie
sollten daran denken, daß das Reich des Zaren sich mit der
Einverleibung des einstigen Großherzogtums Warschau
Deutschlandgegenüber eine Offensivstellung geschaffenhabe,
„die uns solange bedroht, bis wir es daraus vertrieben haben
werden". Rußland bedrohe und beleidige uns stets (so Engels,
nachMayer zitiert)und setze, wennDeutschlandsich dagegen
erhebe,durch die Aussicht aufdas linkeRheinufer die franzö-
sischen Gendarmen inBewegung. „Sollen wir uns das noch
längergefallen lassen?"-soEngels- „HatdasRheinlandkeinen
anderenBeruf, alsmit Kriegüberzogen zu werden, nur, damit
Rußland freie Hand an Donau und Weichsel bekommt?" Auf
diese Frage - der Wunsch klingt hier durch,so Mayer-möge
Deutschland mit dem Schwert in der Hand die Antwort er-
teilen.
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Daß dieses Schwert auf absehbare Zeit nicht in der Hand
einer von der arbeitenden Klasse bestimmtenRegierung sein
werde, warklar,und auchEngels wirdsich dakeinenIllusionen
hingegeben haben. Freilich haben beide, Marx und Engels,
immer revolutionäreEntwicklungen inder Folge solcherKon-
flikte auftauchen sehen,und die zunutzen, war stets ihr Ziel.

Zustimmen heißt nicht
Hurra schreien

Letztlich imSinnesolcher Überlegungen tastetesich auchEdu-
ard Adler, zunächst mit einiger Zurückhaltung, an die durch
die Entwicklunggebotene neue Positionder Sozialdemokratie
heran. Er schrieb in der VZ vom 4. August 1914 unter dem
Titel„DasKriegsfeuer inEuropa" zur bevorstehendenThron-
rede aus Anlaß der Reichstagseröffnung:

„So sehr wir selbst Gegner der Kriege sind, so sehr wirselbst
bemüht waren, denKrieg zu verhindern, so oft wir auch im
Gegensatz zudieser Regierung standenundstehen mußten, so
nehmen wir doch an,daß beider schließlichen Entwicklungder
Dinge dieseRegierunggetan hat, wassie hier tun konnte."

Und zu der bereits in der Fraktion beschlossenen Bewilli-
gung der Kriegskredite:

„Zustimmenheißt freilich nichtHurra schreien. Wir machen
denKriegmit, weil wirjetztdie Teilnahme andiesemRingenfür
eine ernsteNotwendigkeit erkennen, und weil wir speziell den
Russengegenüber die Hoffnung in uns tragen, daß eine Besie-
gung des offiziellen Rußland neueFreiheiten für ganz Europa
bedeuten wird. Aberhüten wir unssehr, für dasElend, das wir
verbreiten helfenmüssen, Jubellieder zu singen."

Am 4. August also stimmte die SPD-Fraktion geschlossen-
wenngleich mit erheblichem Widerstreben eines kleineren
Teils der Abgeordneten - für die Bewilligung der Kriegskre-
dite. Das war die parlamentarische Demonstration der
Geschlossenheit desdeutschen Volkes, der Kaiser Wilhelm11.
in seiner Thronrede den Stempel dcs reinen Gewissens gab:
„Uns treibt nicht Eroberungslust, uns beseelt der unbeugsame
Wille, den Platz zu bewahren, auf den Gott uns gestellt
hat...". - Es sei den Historikern überlassen zu klären, in
welchem Ausmaß der Monarch über Vorstellungen im Gene-
ralstab bezüglich der Notwendigkeit einer aktiven Kriegspoli-
tik unterrichtet war und wie er etwa dies insein stets schwan-
kendesBild yonKriegund Frieden einzupassen wußte. Daist
vermutlich auch heute noch em breites Feld für Interpreta-
tionen.

Eines freilich an diesem ereignisträchtigen Tage dürfte er
ehrlichen Herzens verkündet haben, nämlich seine vor den
versammelten Parteiführern und vorher vom Balkon des
Schlosses gegebene Versicherung: „Ich kenne keine Parteien
mehr, ich kennenurnoch Deutsche!"

Diese innenpolitische Formel hat damals großen Eindruck
gemacht. Auch auf die Sozialdemokraten. Sie mochten
geglaubt haben, daß ineiner Art vonBurgfrieden während des
Krieges jegliche Parteipolitik zu schweigen habe. Nur, eine
Seite der Beteiligten dieses Burgfriedens regierte und lenkte
die Geschicke währenddes Krieges,die andereSeite, nämlich
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die Sozialdemokraten, aber nicht
Was dasbedeutete, zeigte sich sehr bald. Alle für die deut-

sche Politik wirklich verantwortlichenKräfte, alle, die an der
Macht im Staate teil hatten, auch die Wirtschaft, auch die
„Alldeutschen", warenspätestensnacheinigenKriegsmonaten
so weit, daß sie Eroberungspläne von teils grotesken Ausma-
ßen auf den Tisch legten. Angesichts dessen mag man sich
daraufbesinnen,daß einVerzicht aufdieParteienkonstellation
währenddes Krieges inden westlichenDemokratien undenk-
bar war. Sie kannten Parteien, wenngleich sich diese an der
Kriegszielhysterie nicht minder delektierten, denn der Krieg
dringt in die Gehirne. Immerhin, bis heute geistert wohl das
von einem pessimistischen Humanismus zeugende Wort des
britischen Außenministers Sir Edward Grey vom 5. August
1914 durchdie ganze Geschichte unseres Kontinents: „Indie-
sem Augenblick gehen inganzEuropa dieLichter aus; wir alle
werdensie in unserem Lebennie wieder leuchtensehen."

Worte von gleichem realistischen Ernst fanden inDeutsch-
land nur die Sozialdemokraten. In der zweiten Sitzung des
Reichstages gab der Abgeordnete Haase für seine Fraktion
eineErklärung ab,in der es heißt:

„Wirstehen voreiner Schicksalsstunde.DieFolgen der impe-
rialistischen Politiksind wieeineSturmflut über Europa herein-
gebrochen. Die Verantwortung hierfür fällt den Trägern dieser
Politik zu. Wir lehnen sie ab. Wir haben die Entwicklung mit
allenKräftenbekämpftundimmerfür dieAufrechterhaltung des
Friedensgewirkt. Unsere Anstrengungen sind vergeblichgewe-
sen. Nunhaben wir zudenken analldie vielen Volksgenossen,
dieohneihreSchuldindieses Verhängnis hineingerissen worden
sind... Bei einem Siege des russischen Despotismus ... steht
viel, wenn nichtalles aufdem Spiel. Esgilt, diese Gefahr abzu-
wenden...Damachen wir wahr, was wir immer betonthaben,
wir lassen in der Stunde der Gefahr das Vaterland nicht im
Stich..."

Demgemäß also Bewilligung der Kriegskredite. Man hielt
Fraktionsdisziplin, alle stimmten zu, auch die 14 Abgeordne-
ten, die vorher,inder Fraktionssitzung, für Ablehnung votiert
hatten -unter ihnenHaase, derdanninder Reichstagssitzung
gegen seinepersönliche Überzeugung die Stellungnahme der
Fraktion zu begründen hatte. Später, als sichtbar wurde, daß
auch die deutsche Reichsregierung entgegen ihrer Versiche-
rung,nur einenVerteidigungskrieg zu führen, Eroberungsab-
sichtenaussprach, stimmte Haase mit anderen Abgeordneten
gegen weitere Kriegskredite. Die Fraktionspaltete sich.

AusCrispiens
Tagebuch

Für Eduard Adler war die Schwierigkeit, den Gesinnungsge-
nossen inKieldenKursderParteiklarzumachen, gewiß nicht
gering. Esging ihmnicht anders als anderen sozialdemokrati-
schenJournalisten. Esscheint jedochso,als obmanche Partei-
redakteure vorbehaltloser argumentierten, als dem Parteivor-
standrecht war. Darüber schreibt Susanne Miller:

„DieunmittelbareReaktionauf dieEinreihung der Partei in
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dienationaleFronthatteden Parteivorstandalarmiert:diemei-
sten Parteiblätter interpretierten dieFraktionserklärung in einer
Weise, dieScheidemann als Unterstützung der chauvinistischen
StimmunginderBevölkerungverurteilte unddieihn veranlaßte,
dieParteiredakteure darauf hinzuweisen, diese Erklärung ent-
hieltenichtnur dieBeteuerung, daß diePartei inder Stundeder
Gefahr das Vaterland nicht im Stich lasse, sondern noch eine
Reihe anderer wichtiger Sätze..., wie die über dieSchuldkapi-
talistischerRegierungen an ihm...undüber unsereForderung,
dem Kriege ein baldiges Ende zu machen. Bereits kurz nach
Kriegsausbruch sahsich der Parteivorstand zueiner Mahnung
an dieParteiredakteureveranlaßt, weilsicheineReihevon Par-
teiblättern ,starke Entgleisungen' hätten zuschulden kommen
lassen.'"*'

In einer Fußnote erläutert dann Susanne Miller, Crispien
habeinseinemTagebuchnotiert, dasRundschreiben seiausge-
löst worden durch Artikel im „Hamburger Echo" und in der
„Schleswig-Holsteinischen Volkszeitung". Mag sein, daß sich
diese Notiz bereits auf Eduard Adlers Leitartikel vom
5. August bezieht. In diesem Artikel schreibt er, es stünden
dreider mächtigsten Staatender Erde vereinigt,um dasDeut-
sche Reich zu zerschmettern, „um die Barbarei in unsere
Gefildezutragen".Dakönnemannicht rechtenumdieGründe
und Ursachen. „Es ist berechtigt", so schreibt er, „und es ist
notwendig undes istgut, wennDeutschlandsein Schwert zieht,
wenn Deutschlands Söhneüberall bereit stehen, um das Land
ihrer Väter, das Fortbestehen ihres Volkes zu verteidigen. Ent-
weder untergehen, nachdem wir das letzte gewagt haben, oder
siegen und ganz Europa befreien, das ist nunmehr die
Losung...Aber nicht die Arbeiter in allen Ländern der Erde
sind es, welche Krieg führen gegen Deutschland, sondern Ver-
treter derKlasseninteressen, die indeneinzelnenLändernregie-
ren, gewissenlose Staatsmänner..."usw., eine etwas verwor-
rene Argumentation also, die plötzlich den Schuldigen, den
Kapitalismus undImperialismus nach außen projiziert. Verle-
genheit angesichts des Zusammenbruchs der bisherigen Argu-
mentationskette? Esmag auchetwas mitspielen,das psycholo-
gischer Deutungbedarf.

Eduard Adler war schließlich bürgerlicher Herkunft, hatte
möglicherweiseals einMensch vonenormer geistiger undkör-
perlicher Präsenz währendseinerMilitärdienstzeit Gefallenam
Soldatenberuf gefunden, die Offizierlaufbahn jedoch als Jude
verbaut gesehen. InwelchemMaße nunein latenterBestand an
nationalenund soldatischen unerfüllten Wunschvorstellungen
mit dem Bekenntnis zum Kriege frei wurde, läßt sich gewiß
schwer bestimmen, sollte aber wohl indie Betrachtung einbe-
zogen werden. Er konnte vieles an Behinderungen nunmehr
kompensieren, als er, der organisatorisch außerordentlich
fähige führende Sozialdemokrat, nunmehr inöffentlicheVer-
antwortungzumBeispiel für die OrganisationderErnährung in
Kiel delegiert wurde. Er wurde hierin ja auch weiterhin vom
Vertrauen der Partei getragen, zwar nicht einmütig, wie der
Rücktritt Hermann Adamsvom Vorsitz derPressekommission

"ebenda,S.75
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der Volks-Zeitung beweist, aber doch so effektiv, daß Adler
weitere Jahre im Geiste der Rechtfertigung des Krieges als
eines notwendigen Abwehrkrieges schreiben konnte.Freilich,
Adler versäumt auch jetzt nicht zu erklären: „Ein Krieg ist
etwas Entsetzliches, und dieser Krieg... ist entsetzlicher als
alles, was wir zuvorsahen und erlebten." (VZ vom14. August
1914) Und, man werde „ohne Zögern die Kriegspflichten lei-
sten, aber späterdesto lauter dieHerrschendenan dienationalen
Friedenspflichten erinnern". Adler war sich also seiner politi-
schenVerantwortung gegenüber derParteibewußt und gab ihr
deutlichen Ausdruck. Die eigentliche undkritische Phase sei-
ner Kriegspolitik-unddiederPartei insgesamt-begannsicher
erst, als immer deutlicher wurde, daß die Regierung desDeut-
schen Reiches zu ernstlichenFriedensbemühungen nicht wil-
lensundwohlauchnicht fähig war, sondernsich, imGegenteil,
den Vorstellungen der Alldeutschen von einem deutschen
Expansivstaat hingab, die gewiß auch vonstrategischen Vor-
stellungen der Militärsgestützt wurdenundparallelzu Absich-
ten der Wirtschaftskreise liefen.

Die Kapitulation der deutschen Sozialdemokratie vor der
eigenen Geschichte vollzog sich also erst später, als man zu
schwach war, auch im Kriege die politischen Ziele der Partei
weiter zuverfolgen. Der eigenen Geschichte entsprach in die-
ser Zeit nur noch der Vorstoß gegen die Eroberungspolitik
Deutschlands. Die Partei blieb weiterhin bei ihrer Forderung
nach einem Frieden ohne Annektionen und wirkte auch in
diesem Sinne.Freilich, man war vor Ansteckung nicht gefeit.
Einzelne Politiker, auch die Gewerkschaften, meinten, daß
Deutschlandskünftige StellunginderWelt durchAnnektionen
unterbaut werden müßte. Und selbstverständlich waren auch
SozialisteninanderenLändernzuPartnern vonAnnektionsge-
lüsten auf Kosten Deutschlands geworden. Man wird nicht
ungefährdet zumHüter derNation.

Es stellte sich jedenfalls im weiteren Verlauf derDingeher-
aus,daß man auch imKrieg,unter den Vorzeicheneines zwei-
felhaften Burgfriedens, nicht auf politische Tätigkeit verzich-
tenkonnte unddaß diesesich auchmitden Veränderungen, die
der Krieg mit sichbrachte, gleichfalls veränderte. Im Prinzip
mußte die Sozialdemokratie selbstverständlich bei der anti-
annexionistischenPolitikbleiben,undsie tat es auch,ungeach-
tet einiger Außenseiter. Nur unter der Formel eines unverän-
dertenStrebensnach baldigem Friedenohne Annexionenwar
eine weitereBewilligung der Kriegskredite zu vertreten. Den-
noch schien man eine Ahnung davon zu haben, daß es nach
einemKriege vonderartigen Ausmaßen unmöglichsein werde,
dieDinge auf denNullpunkt vom Sommer 1914zurückdrehen.
So ist gewiß auch jene Konferenz vom Januar 1916 zu verste-
hen, zu der deutsche und österreichischeSozialdemokraten
sich auf Anregung Karl Renners zusammenfanden, um etwa
dieMöglichkeiteneiner späterenZollunionzwischenDeutsch-
land und Österreich-Ungarn zuerörtern.Man begriff, daß es
notwendig sein werde, größere Wirtschaftsräume inMitteleu-
ropa zu bilden. Man dachte selbstverständlich an solche, die
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nicht den Industriekartellen, Großagrariern, Dynastien und
Militärsausgeliefert sein sollten.Eine weitereDiskussionhier-
über unterblieb zwar, aber jedenfalls war dies einProjekt, mit
dem die fatale Status-quo-Politik überwunden werdenkonnte.
Darinzeigt sich wohl auch eine Wiederaufnahme von Vorstel-
lungen, die schon seit FriedrichEngels dahingingen, daß man
jeden Krieg auf die Frage hin untersuchen müsse, ob er im
Sinne der Ziele der internationalen Arbeiterklasse nützlich
oder schädlich sei.

Freilich, das verwandelte sich in der Politik der deutschen
Sozialdemokratie zu einem Brei aus Klasseninteresse, Vater-
landsliebeundResignation angesichts ihrer offenbar geworde-
nenOhnmacht. BeiEduard Adler, seiner motorischen Denk-
weise gemäß, kommt freilich immer noch so etwas wie eine
Zukunftsperspektive zustande,auch undgerade dann,wenn er
sich zum Sprecher der Kriegspolitik machte. Er schreibt etwa
am 7. August 1914 -und später ingleichem Sinne -:

„Inderbürgerlichen Pressefinden wir jetztrechthäufig Äuße-
rungen der Überraschung undder Anerkennung über die Hal-
tungder Sozialdemokratie. Man tutdortso, als obdie Sozialde-
mokratieihrenStandpunktgeändert habe...Wir wollendemge-
genüber nocheinmalbetonen, daß dasverkehrt ist. Diedeutsche
Sozialdemokratie ist, was sie war, und wird bleiben, was sie
ist... Sie war, ist und wirdsein eine Partei der Arbeiterklasse,
die Organisation allerArbeiter, welcheihreKlassenlage erkannt
haben und welche nach der Eroberung derpolitischen Macht
streben..."

Danach folgt in dem Artikel dann wieder der Hinweis dar-
auf, daß man gegen die russische Barbarei um die Existenz
kämpfe. In diesem Zusammenhang projizierte er auch die
Möglichkeit einer geheimen Allianz zwischen der herrschen-
denSchicht inDeutschlandundderjenigen Rußlands: „So wie
1848 Österreich den Zaren anrief, um mit seinen Kosaken den
Freiheitskampf des damaligen Ungarn zu brechen", schreibt
Adler indiesemArtikel vom 7. August, „sohofftendiereaktio-
nären Schichten in Preußen immer darauf, die Arbeiterbewe-
gungeinmalmitHilfederKnutederKosakenzuunterwerfen...
Darumkam es, daß einBebelundLiebknechtvollständig bereit
waren, bei einem Kriege gegen Rußland der Sozialdemokratie
eine Teilnahme am Kriege zuempfehlen, und daherkommt es,
daß dieSozialdemokratie vonheuteauch ohneBebelundLieb-
knechtlogischgezwungen ist,bei einem AngriffRußlands ihren
Friedensstandpunkt zu verlassenundan seine Stelle denKampf
gegenRußland zusetzen. DerKampfgegenRußland ist jetztder
Kampfum die Freiheit. Bricht der russische Staat zusammen,
...so kann keine Regierung inPreußen undDeutschlandmehr
so rückschrittlich sein, wie es bisher der Fall war.

"
Die Ansprüche der Arbeiterschaft auf Teilhaberschaft am

Staat wurdenalso auch im Zeichender Bewilligung der Kriegs-
krediteaufrecht erhalten,unddaes imFrieden nicht gelungen
war, dieFührung desReiches zur Einlösungdes Versprechens
aufgewisse Wahlrechte zubewegen, mußte man dieErwartun-
gen ebenaufeine normativeKraftdes Krieges setzen: Was der
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Friede nicht gebracht hatte, sollte nun der Krieg mit seiner
umstürzenden geschichtlichen Gewalt erzwingen. In diesem
Sinne spielte in das Thema der Bewilligung der Kriegskredite
deutlich der Anspruch der Arbeiterschaft auf mehr Rechte
hinein.Diese Ansprüche hattemannichtzudenAktengelegt.
Sie konnten zwar nach Lage der Dinge bei Kriegsausbruch
nicht zum Gegenstand eines Tauschgeschäftes zwischen
Reichsführung und Arbeiterbewegung gemacht werden, denn
das war als Möglichkeit in dem politischen Waffenstillstand
nicht enthalten.Die Sozialdemokratie saß amkürzeren Hebel,
angesichts einer mit dem Krieg ausgebrochenen Massenhyste-
rieundderTatsache, daß wirksame Machtmittelsichnur inder
Hand der Staatsführung befanden.

Daskonnte über den weiterenGang der Dinge freilichnicht
hinwegtäuschen. Die Entwicklung zu einem Staatswesen mit
gleichen Rechten für alle Staatsbürger entsprach einem nach
Auffassung der Sozialdemokratengeschichtlichen Zwang. Das
politische Vollzugsorgan konnte nur noch die Arbeiterbewe-
gungsein, da es das deutsche Bürgertum nicht war.

Die Forderungen der Sozialdemokratie und auch ihre
Erwartungen waren gewiß nicht aus der Luft gegriffen. Es
schiendochso,daß man inder Spitze desReichesunter politi-
schem Druck die Notwendigkeit weiterer politischer Rechte
begreifen lernte.-Um dann freilichdoch wieder indieIllusion
einer Fortschreibung junkerlich-absolutistischer Staatsmetho-
den zurückfallen. Eduard Adler hatte alle Ursache, Anfang
1914Sätzeausder ThronrededesKaisersvom Jahre1908indie
Erinnerung zu rufen. Am 20. Oktober 1908hatte Wilhelm ll.
imPreußischen Landtag erklärt:

„Es ist mein Wille, daß die Vorschriften über das Wahlrecht
eine organische Fortentwicklung erfahren, welche der wirt-
schaftlichen Entwicklung, derAusbreitung derBildungund des
politischen Verständnisses, sowie der Erstarkung staatlichen
Verantwortungsgefühls entspricht. Ich erblicke darin eine der
wichtigsten Aufgaben der Gegenwart."

In der VZ vom 9. Januar 1914 aber mußte Adler feststellen,
daß inder Thronrede desKaisers vom8. Januar 1914 darüber
kein Wort mehr stehe:

„Die preußische Monarchie ignoriert den Willen von drei
Viertel oder neun Zehntel des preußischen Volkes. Sie richtet
sich ausschließlich nach den Wünschen der Junkerklasse, die
keine Wahlreform will."

Es war auch gewiß kein Versehen, wenn die Wahlrechtsre-
form in der Thronredeals Leertitel erschien, es war vielmehr
eine deutliche Wende zur Stabilisierung der Reaktion. Das
geht u.a. aus einer Äußerung Bethmann-Hollwegs zu diesem
Themahervor,dieinder VZvom12.Januar 1914wiedergege-
ben wurde.Danach hatteBethmann-Hollweg inseinerEigen-
schaft als preußischer Ministerpräsident (das war er inPerso-
nalunion mit der Reichskanzlerschaft) am 10. Januar 1914 in
der Sitzung desHerrenhauses desPreußischen Landtages zur
Frage der parlamentarischen Verhältnisse gesagt:

„Der fortschrittliche Liberalismus willbekanntlich das Pro-
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blem dadurch lösen, daß er dieparlamentarischen Zustände in
Preußen und im Reiche gleichmachen will. Das ist einabsolut
ungangbarer Weg. "

Dies also waren die Vorstellungen in der Reichsführung,
unter denen der Schritt in den Krieg und den sogenannten
Burgfrieden vollzogen wurde.

Eduard Adler wird demgemäß inderEinschätzung derkünf-
tigen politischen Absichten der Staatsführung weder optimi-
stisch noch gutgläubig gewesen sein. Er mag freilich darauf
vertraut haben, daß der Krieg erzwingen werde, was imFrie-
den nicht zugestanden worden war, nämlich politisch-parla-
mentarische Verhältnisse, wie sie in fortgeschritteneren euro-
päischen Staaten längst selbstverständlich waren. Schließlich,
auf was sonst solltemannoch setzen, wennman sich gezwun-
gen sah, demKrieg seinenpolitischenKredit mit auf denWeg
zu geben?

ImRückblick magman dennochZweifelhegen, ob ineinem
siegreichenDeutschland dieJunkerklasse,dieMilitärkasteund
die Wirtschaftsmächte sichnicht dochinallem bestätigt gefun-
denhätten, was die eigenePositionstärkteunddie Arbeiterbe-
wegung schwächte. Und im besiegten Deutschland? Nun,da
sammelten sich sehr bald alle Kräfte der Reaktionunter dem
Zeichen der Dolchstoßlüge und der Schuldzuweisung für eine
verfehlte Kriegspolitik an diejenigen, die den Konkurs des
Reiches abzuwickelnhatten.

Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, welche Vorstellungen,
welcheHoffnungen undBesorgnisseEduard Adlerhegte, wäh-
rend er inder Gegenwart des Krieges schrieb. Untergründig
dürfte ihn mancherlei bewegt haben, was unausgesprochen
blieb. Vordergründig hielt er es für erforderlich, dem Krieg
und seinen Trägern zu sekundieren. Nach dem weiteren Ver-
laufder Dinge ergibt sich da gewiß eher Stoffzuabgrundtiefer
Erschütterung. Wenn er hiervonbetroffengewesen seinsollte,
hat er sich dennochin derPflicht eines verantwortungsbewuß-
ten Staatsbürgers undPolitikersgefühlt, inder Gemeindepoli-
tik,alsBeauftragter für die Grenzauseinandersetzung 1920,als
Landrat und Berater für eine Politik des Grenzfriedens zwi-
schen Deutschland undDänemark.

Eduard Adlers
Lebensweg

Ich wollte mit der Studieüber Adlerspolitisch-journalistische
Tätigkeit während der ersten Hälfte des Jahres 1914 auf Edu-
ard Adler aufmerksam machen, in der Erwartung, daß sich
einmalFachwissenschaftler desThemasbemächtigen. Ichhalte
das für notwendig, denn es gibt im Raum Schleswig-Holstein
gewiß nicht viele Persönlichkeitenvon dem poltitischen und
geistigen Rang und zugleich der politischen Wirksamkeit Edu-
ardAdlers.Es dürften Adler undLegien gewesensein, dievon
derJahrhundertwende an dasBildder hiesigen Arbeiterbewe-
gung in erster Liniegeprägt haben.

Angesichts dessen habe ich mich um eine Rekonstruktion
des Lebensweges von Eduard Adler bemüht. Auch hierfür
kannichnur Vorarbeit leisten, denn es warmir nicht möglich,
einige wesentliche Umstände zu klären. Adler hat seineHer-
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kunft undseinenBildungsweg über dashinaus, was inmehre-
ren Zusammenhängen von der Sache her erforderlich war,
nichtmitgeteilt. Andererseitshat man sichbisher auch nicht in
denKreisen der hiesigen Arbeiterbewegung um eine biogra-
phische Darstellungbemüht. Dennochmeine icheinlebhaftes
Interessean dieser Persönlichkeit feststellen zu können;viel-
leicht im Zuge einer allgemein gesteigerten Bereitschaft, sich
der GeschichteauchinregionalenZusammenhängen zuzuwen-
den.Deshalbunternehme iches hier,Adlers Lebensumstande
wenigstensingroben Umrissenzuschildern.Vielmehr alssein
aus amtlichen Erfordernissen selbstverfaßter Lebenslauf aus
1920 standhierfür nicht zur Verfügung. EinigesMaterialergibt
sichauchaus seinerTätigkeit inderKieler Arbeiter-Turn-und
Sportbewegung.

Adler ist, wie so manche führende Persönlichkeiten der
damaligen Sozialdemokratie, offenbar aus dem Gefühl gesell-
schaftlicher Zurücksetzung infolge seiner jüdischen Herkunft
zur Arbeiterbewegung gekommen. Es gibt Anhaltspunkte
dafür, daß er recht gerne die Offizierslaufbahn in der Preußi-
schen Armee eingeschlagen hätte, daß ihm dies jedoch nicht
möglichwar.EinJudehattenichtviele Chancen,einensolchen
Berufzuergreifen. Esblieb dabei,daß er es inseinerMilitär-
zeit als Einjährig-Freiwilliger im 3.Garderegiment zuFuß bis
zumGefreitengebracht hatte.Möglich,daß seineNeigung zum
Soldatenberufundzu turnerischer Leibesübung aufseine poli-
tischeHaltung währenddesErstenWeltkrieges eingewirkthat.

Gesichert ist jedenfalls seineHerkunft aus dem Bürgertum.
SeineElternwaren derKaufmannOtto Adler unddessenFrau
Helene,geborene Herz.Esistnichtgeklärt,obseineElternder
Jüdischen Religionsgemeinschaft angehört haben; er selber
bezeichnetesich alskonfessionslos.Dasmageher ausder inder
damaligen Arbeiterbewegung üblichen Abneigung gegen
Glaubensbekenntnisse undkirchlicheBindung datierenalsaus
einer familiären Situation. Eduard Adler wurde am 20.April
1861 inBerlingeboren, also lange Zeit vor der Gründung des
DeutschenReiches,ebenso auch vorder AnnektionSchleswig-
Holsteins durch Preußen. Dahatte das Leben inBerlin noch
einen insgesamt bescheideneren Zuschnitt alsinspäterenZei-
ten. Wenn es mit einer militärischen Laufbahn nichts werden
konnte,so standendem jungen Menschensonstdoch wohl alle
Wege offen, als er EndeSeptember 1879 das Luisenstädtische
GymnasiuminBerlinverließ. Erbesuchtenach Ableistungdes
MilitärdienstesdieBerlinerUniversität undbelegte dieFächer
Naturwissenschaften, Philosophie,neuere Sprachen,Statistik,
Nationalökonomie und Rechtswissenschaft. Nach dem Stu-
dium wurde er - unbekannt, aus welchen Überlegungen -
Journalist.Er war von1884analsRedakteur tätig,zunächst an
verschiedenen bürgerlichen Provinzblättern. Wie er den Weg
zur Sozialdemokratie fand, habe ich nicht ermitteln können,
jedoch kam er schonvor der Jahrhundertwendenach Schles-
wig-Holstein und trat hier in die Redaktion der Schleswig-
HolsteinischenVolkszeitung inKielein. Zugleichbegann auch
seineumfangreicheparteipolitische Tätigkeit indieserProvinz.
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Ober sogleich Chefredakteurder Zeitung war,istnicht festzu-
stellen, jedoch ist das wahrscheinlich,da sichdiese kleine Zei-
tungmehr als einenpolitischenRedakteur kaumleistenkonnte
und für ihneinanderesRessort alseinpolitisches nichtdenkbar
ist.

Politisch tätig wurde Adler im weitesten Sinne des Wortes.
So ehrt man inihmnochbis heuteden Organisator der Arbei-
ter-Turn- und Sportvereine in Kiel; die „Freie Turnerschaft
Adler" ist nach ihm benannt worden und hat diesen Namen
nach der Verbotszeit wiederangenommen. Adlerswesentliche
Leistung war der organisatorische Zusammenschluß dieser
Vereine, in dessenFolge 25 Abteilungen mit 2893 Mitgliedern
entstanden. Im Zusammenhang hiermit wurde Adler auch
Stadtverordneter derSPD imKieler Rathaus.Indieser Eigen-
schaft gelang ihm zusammenmit dem Vorsitzenden derKieler
Jugendspielvereine, Prof.Peters, der einstimmig gefaßte
Beschluß der Kieler Stadtkollegien zur Schaffung des Städti-
schenSport-undSpielplatzes anderEckernförderStraße (jetzt
Nordmark-Sportfeld).Adler war jedochnicht nurOrganisator
aufdiesem Gebiet, sondernauchPraktiker desTurnbetriebes.
Er wurde Oberturnwart seines Turnvereins, und zwar aus den
besonderen Bedingungen der Arbeiterfeindlichkeit des Preu-
ßenstaates. Das Anwachsen des Arbeitersportes wurde mit
größter Besorgnis gesehen. Man unternahm allerlei, um der
Arbeiterbewegung auch auf diesem Sektor das Leben zu
erschweren. So verbot man generell Turnübungen von Schü-
lern, wenn nicht einstaatlich geprüfter TurnlehrerdieLeitung
hatte - eine Bedingung also, die in Arbeitersportvereinen
kaum zu erfüllen war. Da aber zeigte sich, daß Eduard Adler
bereits inBerlinseine akademischeTurnlehrerprüfung bestan-
den hatte, so daß ihm nicht verwehrt werden konnte, den
Turnunterricht in diesen Vereinenzu leiten.

Auchindiesem ZusammenhangmagmanAdlersKriegspoli-
tik nach Ausbruch desErstenWeltkrieges sehen. Er gründete
nämlich eine Organisation zur Wehr-Ertüchtigung junger
Arbeiter - eine Gründung, die vonden Trägern der Staatsge-
wall gewiß nicht ungern gesehen, in der Arbeiterbewegung
hingegenmit Ärger registriert undKritikbedacht wurde.Adler
dachte selbstverständlich besonders an junge Menschen aus
der Arbeiterjugend und der Arbeitersportbewegung. Dazu
erläuterte mir im Jahr 1977Hans Völcker(der schon vor dem
Ersten Weltkrieg der Sozialistischen Arbeiterjugend in Kiel
angehörte), daß die meisten Mitglieder der Arbeiterjugend
hierfür keineNeigunghatten.Manbegriff zwar,daß die Sozial-
demokratie sich unter dem Druck der Ereignisse zur Bewilli-
gung der Kriegskredite entschloß, aber eigene militärische
Aktivitäten - so Hans Völcker - seien ihnen doch zu weit
gegangen.Freilich habe Adler als wesentlichenGrund für die
Schaffung dieserJugendwehr angegeben,daß es notwendig sei,
die jungen Menschen auf die Bedingungen und Gefahren des
Frontkrieges vorzubereiten, damitsie nicht sogleich das Opfer
vonUnerfahrenheit würden. Das sahman zwarein, wollte aber
dennoch nicht mitmachen. Die jungen Menschen aus der
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Arbeiterschicht blieben skeptisch gegenüber allem, was mit
MonarchieundMilitär zu tunhatte.Zwar genoß EduardAdler
weiterhinAnsehen, aber nachallem, was man weiß, hatkaum
eineraus derKieler Arbeiterjugend-der Organisation-natio-
naleBegeisterung aufgebracht, alses hieß, indieKasernenund
an dieFront zu gehen.

Im Rahmen der Kieler Parteiorganisation äußerte sich die
Skepsis gegenüber der Haltung Adlers nach Ausbruch des
Krieges sichtbar mit dem Rücktritt des Vorsitzenden der Pres-
sekommission der SPD im Bezirk Schleswig-Holstein, Her-
mannAdam. DiePressekommission war dasgeschäftliche und
politische Aufsichtsorgan der Schleswig-Holsteinischen Volks-
Zeitung. Sie setzte den Geschäftsführer, den Chefredakteur
und die Redakteure ein. IndenSitzungen dieser Kommission
wurde auch über die politische Haltung der Zeitung verhan-
delt.Adler fühlte sich inseiner Auffassung währenddesKrie-
ges offenbar vomParteivorstand inBerlingedeckt; vermutlich
auchvoneinerMehrheitderParteiinSchleswig-Holstein.Min-
destens akzeptierte mandie Zwangslage, inder sich diePartei
mit Ausbruch des Krieges befand. Hermann Adam jedoch
verweigertesich dieserPolitik,under tratausdiesem Grunde-
wie mir der Sohn Dr.Hans Adam aus familiärer Kenntnis
versichert - von Vorsitzund Mitgliedschaft inder Pressekom-
missionzurück. Daß AdlersEinstellung derGrundhierfür war,
läßt sich auchunschwer ausderTatsachederRückkehr Adams
indieses Amt schließen, die 1917erfolgte,nachdem Adler aus
der Chefredaktion ausschied. Als Grund für das Ausscheiden
wurde ein Augenleiden Adlers angegeben. Da Adler jedoch
auch später einenormes Pensum anpolitischer Arbeit leistete,
wirdman Zweifel anderBegründung habendürfen. Der wahre
Grund war eben doch, daß die überwiegende Mehrheit der
Partei in Schleswig-Holstein längst Abneigung gegen weitere
Bewilligung der Kriegskredite hegte, nachdem sich deutlich
erwiesen hatte, daß die Kriegsziele der Regierung über eine
Politik der Verteidigung hinausgingen. Adler hielt jedoch an
der Auffassung fest, daß der Krieg auch weiterhinnationale
Solidarität erfordere.

In dieser Phase nicht überbrückbarer Gegensätze war es
allerdings von nicht geringer Bedeutung, daß die Partei in
Schleswig-Holstein keineswegs radikal mit Eduard Adler
brach.Er war weiterhin imNamenderParteiindenKollegien
der Stadt Kielführend tätig, insbesondereals Stellvertretender
Stadtverordnetenvorsteher.Man wußte, daß es keinen ande-
ren von so starker organisatorischer und rednerischer Bega-
bung wie ihn gab. Sicher wirkte hier auch die Einsicht hinein,
daß die Partei insgesamt in ein politisches Dilemma geraten
war, angesichts dessen so viel an persönlicherVertrauenssub-
stanz erhalten bleibensollte wie nur irgendwie vertretbar.

Allerdings vernimmt man nichts über die Meinung Adlers
zum Ausbruch der Revolution am 9.November 1918 inKiel.
Vielleicht galt für ihn bis zum letztenTage des Krieges die in
den Erinnerungen des Architekten Ernst Prinz enthaltene
Äußerung, daß der Chefredakteur der VZ bürgerlich geson-
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neneKreise annationalerZuverlässigkeit übertreffe. Prinz war
häufig Adlers Tischnachbarbeim Mittagsmahl ineinemLokal
an derheutigen Legienstraße - also in der Nähe der Wohnung
Adlers amLessingplatz. AdlersNachfolger als Chefredakteur,
Bernhardt Rausch, feierte die Novemberrevolution als einen
Akt der Befreiung vonKriegundstaatlicher Unterdrückungs-
politik.RauschhattealsFrontoffizier gedient. Später trat er in
BerlinNoske zurSeite,als dieserden-vergeblichen-Versuch
unternahm, dieReichswehr zueinem zuverlässigen Instrument
der Weimarer Republik zu formen.

Adler jedenfalls trat erst wieder in den Vordergrund des
politischenGeschehens, alsfür März1920vondenSiegermäch-
ten eine Abstimmung über dieFrage der künftigen Zugehörig-
keit nördlicher Teile Schleswigs zu Deutschland bzw. Däne-
mark angesetzt worden war. Die deutsche Sozialdemokratie
setzte sich selbstredend für das Verbleibenganz Schleswigs bei
Deutschland ein,akzeptierte jedoch eine Volksabstimmung in
demumstrittenenGebiet. Vondeutscher sowohlwie vondäni-
scher Seite wurden Propagandaapparate aufgezogen, die es
vorhernicht gab. Präsent waren freilichbürgerlich eingestellte
Heimatvereine undandere Vereinigungen regionalen Charak-
ters,die ihrer Traditionnach eherpreußisch-schleswig-holstei-
nischundmonarchisch eingestellt waren als fortschrittlich und
republikanisch. Eine Bereitschaft von Arbeiterschichten, sich
für die deutsche Sache zu entscheiden, konnte inerster Linie
durchdie Sozialdemokratengestärkt werden. Soentschloß sich
die Reichsregierung, für diebevorstehende Abstimmung eine
Organisation zu schaffen, die in der Lage war, auch auf die
Entscheidung von ArbeiterschichtenEinfluß zunehmen.Eine
Organisation freilich, die alle deutschen Kräfte im Grenzland
mobilisieren sollte. Diese von der Preußenregierung gegrün-
dete Organisation nannte sich „Deutscher Schutzbund für
Nord-Schleswig". Sie sollte ihren Sitz in Schleswig haben,
obgleich inFlensburg bereits der Staatskommissar Koester in
Grenzangelegenheiten tätig war. In Schleswig war aber schon
vorher Eduard Adler Beigeordneter des Regierungspräsiden-
ten, so, wie er nach der Revolution Beigeordneter desKieler
Oberbürgermeisters war-beides Ämter, die inerster Linieder
Kontrolle dieser Persönlichkeiten diente, die man entweder
nicht absetzen konnte oder wollte. Jedenfalls muß man es als
notwendig empfunden haben, die amtliche Tätigkeit im Sinne
der Ansprüche des neuen Staatesunter Kontrollezu halten.

Da nun Eduard Adler sich- auch während des Krieges im
Dienste von Versorgungsaufgaben -als Organisatior bewährt
hatte,sahman inihm nundie geeignete Persönlichkeitfür die
Organisation der deutschen Grenzbemühungen. Adler galt
ohnehin als in Fragen des deutsch-dänischen Grenzlandes
kompetent. Man hatte bereits 1918, nach dem Kriegsende,
seinenRat eingeholt, da er vor dem Krieg häufiger imnördli-
chenSchleswig als Rednerder SPD aufgetreten, der dänischen
Sprache mächtigund gegen die sogenannte Koellerpolitik der
Preußenregierung eingestellt war. (Man kann Näheres bei
August Rathmann „Ein Arbeiterleben" nachlesen). Adler
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schufmit dem Schutzbund eine arbeitsfähige Organisation,die
sich auf einen leistungsstarken Verteilerapparat für Propagan-
damaterial stützte. Ausden Kreisen der Kieler Sozialistischen
Arbeiterjugend holte er als Mitarbeiter Karl Meitmann,
August RathmannundHermannBrenneckeheran, vondenen
Meitmann freilichinFlensburg beidem StaatskommissarKoe-
ster tätig wurde.

Selbstverständlich hat Eduard Adler im Rahmen dieser
Tätigkeit auch sein nationales Engagement wieder aktiviert -
hier jedoch imEinvernehmen mit allen Kreisen seiner Partei,
auch derjenigen, die sich gegen seinepolitische Haltung wäh-
renddesKrieges gestellt hatten. Das Selbstbestimmungsrecht
wurde in der Partei generell anerkannt. Es bliebe im Zusam-
menhang mit der Abstimmung über die deutsch-dänische
Grenze allerdings noch zu untersuchen, inwieweit Adlers
Engagement einer klaren historisch-politischen Vorstellung
folgte oder eher spontan war. Jedenfalls war es nicht losgelöst
vonder gewachsenen Einstellung der deutschen Sozialdemo-
kratie.GerhardBeiergeht aufdiesThema ineinerDarstellung
„Über den Zusammenhang von Nationalitätenkampf und
KlassenkonfliktimGrenzlandSchleswig"ein(„DieHeimat" 3/
1977).Er betont,daß Marxund EngelsdasNationalitätenprin-
zip „in seiner individuellnaturrechtlichen Begründung theore-
tisch" abgelehnt und ihm „das funktionale Nationalitätenprin-
zip" entgegengesetzt haben, „zielgerichtet auf die Befreiung
vonHerrschaft und Garantie einer künftigen herrschaftsfreien
Gesellschaftsform." Schon Wilhelm Liebknecht habe in den
sechziger Jahren des 19.Jahrhunderts bei der Formulierung
einer sozialistischen Politik für Schleswig-Holstein mitgewirkt
und in seiner Partei das Verhalten der Schleswig-Holsteiner
gesteuert.GerhardBeier zieht demgemäß eine Linie von Wil-
helmLiebknecht bis zur sozialdemokratischenGrenzlandpoli-
tik 1920. Er schreibt hierzu: „Zweifellos war der Kieler VZ-
RedakteurEduardAdler vonLiebknechtbeeinflußt, alser inder
Grenzfrage eine Politik artikulierte, diemit der Resolution des
Flensburger Bezirksparteitages wie eine konsequente Anwen-
dung des funktionalen Nationalitätenprinzips marxistischer
Provenienz aussieht."

Die Richtlinie mag damit 1920 für Adler - und Koester -
gegeben wordensein, dieorganisatiorischeDurchführung aber
erweist Adler alsPolitiker vonhohenGraden inder Verwirkli-
chung einer Idee. Ihm war ohnehinklar, daß die Behandlung
der Grenzlandfrage auf lange Sicht gebunden war an die
Lösungsozialer und allgemein gesellschaftlicher Probleme. In
diesem Sinne konnten insbesondere große Teile der Flensbur-
ger Arbeiterschaft für eindeutschesVotum gewonnen werden.
Diespätere EnttäuschungdieserKreise derFlensburger Bevöl-
kerung infolge des Zusammenbruchs der Weimarer Republik
undder Auslieferung des StaatesanHitler, spielt janoch indie
nach 1945 erfolgte Gründung einernunmehr dänisch orientier-
ten örtlichenSozialdemokratischenPartei hinein.

Die Abstimmung inder ersten Zone (auf die in der zweiten
Zone verzichtete man) fiel zeitlich zusammen mit dem Kapp-
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Putsch,dem mit einem Generalstreik begegnet wurde. Auch
hiermuß dieFähigkeit Adlers zuschnellem Handelnvermerkt
werden: Er konnte die hiesigen Organisatoren des General-
streiks dazubewegen, wenigstens die Züge mit denzur Abstim-
mung herbeigereisten Nordschleswigern weiterfahren zu las-
sen. Erschaltetesich auch indieBemühungen ein,denPutschi-
sten inSchleswig entgegenzutreten.Erging indas Schloß Got-
torf,umdenKommandeurder dort stationiertenHusaren vom
militärischen Einsatz für die Kapp-Putschisten abzuhalten -
freilichvergeblich. Er wurde imSchloß festgehalten und dann
befreit, als Karl Meitmann die militärische Abriegelung des
Schlossesmit Hilfe vonArbeiterwehr undRendsburger Artil-
leristenorganisiert hatte und ein Ausfall derHusaren mißlun-
gen war.5 Nachder Grenzabstimmung warder Auftrag Adlers
beendet, jedochwurde er in derFolge der Putschereignisse mit
einer neuen Aufgabe betraut: Er wurde Landrat des Kreises
Eckernförde, nachdem die Preußische Regierung den dort
amtierendenLandrat wegenKollaborationmit denPutschisten
abgesetzt hatte. Ausden imLandesarchiv inSchleswig befind-
lichen Aktendes ehemaligen LandratsamtesEckernfördeläßt
sich Adlers Tätigkeit alsLandrat ablesen.Adlersollte das Amt
am 1.Juli 1920antreten, inderNachfolge des fristlos abberufe-
nenLandrats v. Schröder,der inden einstweiligen Ruhestand
versetzt worden war, weiler „in seiner Beamteneigenschaft an
den Vorbereitungen desFutsches beteiligt gewesen ist", wie der
Aktionsausschuß beim Regierungspräsidenten am 21.April
1920 formuliert hatte.

EduardAdlerstieß jedochinEckernfördeaufoffenbaruner-
wartete Schwierigkeiten. Die „EckernförderZeitung" berich-
tete hierüber inder Ausgabe vom 21.Juni1920. Sieschrieb,das
Vorhaben der Provinzialbehörde,das Landratsamt ohne jede
Fühlungnahme mit der berufenen Kreisvertretung „alsbald
kommissarisch zu besetzen", stoße hier auf entschiedenen
Widerstand. „SicheremVernehmennach"- so heißt es weiter-
„wird beabsichtigt, Herrn Redakteur Adler aus Schleswig als
kommisarischen Landratfür denKreis Eckernförde zu bestel-
len". Der Kreisausschuß erhebe dagegen schärfstenEinspruch
und werde jede Zusammenarbeit mit Herrn Adler einmütig
ablehnen.

Einmütig, das bedeutete,auch die Sozialdemokraten lehn-
ten die Zusammenarbeitmit Adler ab.Die Ablehnung jedoch
dürfte im Kreisausschuß aufunterschiedlichenMotivenberuht
haben. Für manche Kreisvertreter der bürgerlichen Parteien
wirdmindestens teilweise Ärger über dieAbsetzung Schröders
mitgespielt haben. Es ist anzunehmen,daß manche von ihnen
SchrödersVerhalten währenddesKapp-Putsches eherbilligten
als ablehnten.Mindestens werdenKreisvertreter derbürgerli-
chen Seite Schröders Darstellung akzeptiert haben, daß er
Kontakt mit den Putschisten lediglich im Interesse der Auf-
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung aufgenommen habe.
Im Putsch selbst lag offenbar keine Störung von Ruhe und
Ordnung.

Die Vertreter der Arbeiterparteien imKreisausschuß haben

laut Auskunft von August Rath-
mann.

117



selbstredendgewußt, daß SchröderimFalle des Obsiegens der
Putschisten unter Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
dieUnterdrückung der Arbeiterparteien verstanden hätte.Sie
hatten also andere Gründe als die hinter einem Interesse an
demokratischenFormen verborgenen wirklichenMotiveman-
cherbürgerlicher Vertreter.Den Mitgliedernder Arbeiterpar-
teienschmeckte nicht,daß mannichteinmal denVersucheiner
vorhergehenden Fühlungnahme mit ihnen gemacht hatte. Das
ging gegen ihr Verständnis von Demokratie. Auch auf der
bürgerlichen Seite wirdman unter den gegebenen Umständen
mehr einem demokratischen Vorgehen in dieser Sache zuge-
neigt gewesensein als dieserErnennungnachköniglichpreußi-
schem Muster.

Nun war zwar in der wilhelminischen Zeit Preußens der
Landratein vonobenernannter königlicherBeamter undkei-
neswegs ein Repräsentant der Bevölkerung. Aber gerade in
dieserHinsicht erwartete man vondemneuen, dem republika-
nischenStaat, daß er den alten Zopf, die reaktionäre Hierar-
chie, beseitige undaus dem königlichen Landrat den von der
Bevölkerung bzw. ihren gewählten Vertretern getragenen
Repräsentanten desKreisesmache.Undnun dies, die- wenn
auchkommissarische-Besetzung vonobenher,ohneFühlung-
nahme! Da protestierte auch der Kreisdeputierte Ringer, ein
Sozialdemokrat wie Adler, und teilte mit, daß der Kreisaus-
schuß beschlossenhabe, „nichtmit dem neuernannten kommis-
sarischen Landrat zuarbeiten".

Eduard Adler, der am 1.Juli 1920 seinen Dienst antreten
wollte, wurde von dieser Haltung desKreisausschusses über-
rascht. Er erklärte vor dem Kreisausschuß, daß er die Vor-
gänge bedauereund dieBeweggründe verstehe, aber zunächst
denAuftrag der Regierung ausführen müsse; -indessen, wenn
die Fühlungnahme mit der Bevölkerungund die Aussprache
mit dem Kreisausschuß zu keinem anderen Ergebnis führe,
werdeer seinervorgesetztenBehördeanheimstellen, denKon-
flikt dadurch zu lösen,daß er, Adler, anderweit verwendet
werde.

Um dieMeinungdes Kreisausschusses zuunterbauen,wurde
am 4.Juli1920 auf dem Eckernförder Rathausplatz einenach
den Angaben der Polizei von etwa 120 bis 150 Personen
besuchte Protestversammlung veranstaltet. Der Stadtverord-
netenvorsteher und Gewerkschaftssekretär Jürgensen (später
auch sozialdemokratischer Abgeordneter im Preußischen
Landtag) hielt von der Rathaustreppe eine Ansprache, in der
er die ErnennungAdlers als einen „Willkürakt der Regierung"
bezeichnete;man wolle einen von der Bevölkerunggewählten
Landrat.

Vorausgegangen war jedoch am 1.Juli die Übernahme der
Amtsgeschäfte durch Adler, der am 2.Juliseiner vorgesetzten
Dienststelleberichtete,daß er eine Besprechung mit dempro-
testierendenTeilder Bevölkerunggehabt habe. Ihmseimitge-
teilt worden,daß die Arbeiterschaft „und zwar alle drei Par-
teien (also SPD, USPD und KPD. V. R.) und das Gewerk-
schaftskartell schweren Anstoß" an seiner Ernennung genom-
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men habe. Er habe den Eindruck, daß Arbeiterkreise den
Kreisdeputierten Ringer als Landrat wünschten. Er bitte des-
halbum Urlaubund umKlärung der Angelegenheit.

Die vorgesetzte Behörde verharrte dann doch auf ihrem
Standpunkt des Ernennungsrechtes. Adler trat seinen Dienst
an, prüfte offenbar die Verhältnisse im Landratsamt undgab
seinen wohl ersten Bericht an den Regierungspräsidenten in
Schleswig am 19. August 1920, in dem es heißt, er habe den
Kreis im Zustand „unglaublicher Finanzwirtschaft übernom-
men" und vor allem erstmal die Zahl der Angestellten redu-
ziert.

Adler hat dann im weiteren Verlaufder Dinge die Kreisde-
putierten wohl von seiner Qualifikation überzeugen können.
Jedenfalls gab die linke Seite im Kreisausschuß ihren Wider-
stand auf, als es ein Jahr später um dieEntscheidung für eine
endgültige Besetzung derLandratsstelleging. Am26.Juli1921
heißt es darüber in der „Eckernförder Zeitung", Adler sei mit
12 gegen 11Stimmen für die endgültige Besetzung vorgeschla-
gen worden. Die Zeitung fügte hinzu, daß die sozialistischen
Parteien„eineschwache, aber sichereMehrheit" hätten.

Es lag selbstverständlich nahe, daß die Vertreter der rech-
ten Parteien bei ihrem ablehnenden Standpunkt blieben,
wenn nicht aus prinzipiellen, dannaus parteipolitischen Grün-
den, nachdem sich mit dem Vorschlagsrecht auch die entspre-
chenden parteipolitischen Ansprüche verbanden. Anderer-
seits hatten die gewählten Vertreter des Kreises gewiß auch
die Möglichkeit, Adlers Fähigkeiten zu erkennen. In den
Akten freilich, wie es jaüblich ist, steht weniger über Leistun-
gen als über Auseinandersetzungen wegen der Dienstbezüge
usw., auchüber Querelen verschiedener Art,dieBelanglosig-
keiten zum Gegenstandhaben. Die laufende Geldentwertung
spielt mit den Auseinandersetzungen über Ansprüche und
Aufwendungen einebeträchtlicheRolle. Über seine finanziel-
lenund persönlichenVerhältnisse heißt es ineinerEintragung
vom 22.Februar 1924 an den Regierungspräsidenten, er sei
verpflichtet, seinen Sohn (Adoptivsohn namens Hermann,d.
Verf.), der Beamtenanwärter und in der Ausbildung sei, zu
unterhalten, dazu die „Schwiegertochter, die mir den Haus-
stand führt". Er habe geglaubt, früher ein kleines Vermögen
zu besitzen, habe es aber durch die Geldentwertung restlos
verloren.

Adler wurdealsBeamter imAlter von65 Jahrenam 1.Okto-
ber 1926 in denRuhestand versetzt. Erst mit diesem Vorgang
erfährt man etwas Näheres über seine Tätigkeit im Kreise
währendder sechsLandratsjahre,und zwar wiederum ausder
„EckernförderZeitung", die gewiß politisch eherdemBürger-
tum als der Arbeiterschaft nahestand. Diese Zeitung schreibt
aus Anlaß seiner Pensionierung, Adler habedie Mitarbeit bei-
der Lager gewonnen. Sie verwies auf verschiedenebesondere
Leistungen wie auf seine Förderung der Brückenbauten bei
Lindaunisund in Kappein. Es müsse ihm „hoch angerechnet
werden, daß er mit weißer Westegeht. Erbeanspruchtefür sich
persönlichnichts", er zeigte sich „als einer der seltenen Men-
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sehen, die sichfür eine Idee aufopfern", er sei imKreise zwar
fremd geblieben, aber...

Fremd geblieben, das magsich, vonSonstigem abgesehen,
auchauf die Tatsache erstrecken, daß für Adler der politische
Raum mit denPflichten eines Landrats wohl zu klein abge-
steckt war. Er überschritt diese Grenzen auch, ohne daß im
Kreis darüber viel bekannt wurde. Adler wurde vonder Preu-
ßischen und der Reichsregierung inBerlin zuBesprechungen
über Fragen der Grenzlandpolitik gegenüber Dänemark nach
Berlin gebeten. Besprechungen dieser Art fanden mehrfach
1921und 1922 statt. Am 24. und 25. Januar 1922sprach er in
Berlin mit Maltzahn und dem Gesandten Rosenberg über
nordschleswigsche Fragen. Am 22. Oktober 1921hatte er an
denRegierungspräsidenten berichtet, er werde sich zur Teil-
nahme an den Verhandlungen der Deutschen Delegation auf
einige Tage nachKopenhagen begeben; die Abreiseerfolge am
25.November über Berlin,„wo Vorverhandlungen erforderlich
sind".Vorher hattederMinisterdesInnernihnfür den24.Sep-
tember 1921 nach Berlingebeten, zuBesprechungen über die
„Zweckmäßigkeit undeventuellen Inhalt eines Minderheitsab-
kommens mit Dänemark". In dieser Angelegenheit nahm
Adler dann vorher am 19.September Fühlung mit Kreisen in
Flensburg.

Adlers Bedeutung im Bemühen um die deutsche Grenze
gegen Dänemark, um die Grenzlandpolitik überhaupt und
auchumdenGrenzfrieden, umdenes schließlich ging, mag in
anderenZusammenhängen näheruntersucht werden.Hier sei
nur im Zusammenhang mit seiner Landratstätigkeit darauf
verwiesen. Abgesehen vonder Vertretung Preußens imPoliti-
schenÜberwachungsausschuß für dieNorddeutscheRundfunk
AG,mit derman ihnbeauftragt hatte,erweist sich dieBerater-
tätigkeit inGrenzlandfragenals eineletzte sichtbar gewordene
politische Aufgabe. Nach seiner Pensionierung 1926 zog er
wieder nach Kiel, wie es scheint,mit einem Zwischenaufent-
halt in Flensburg. In Kiel wohnte er in der Theodor-Storm-
Straße 3. Als Zuzugsdatum von Flensburg nach Kiel ist der
1. Oktober 1931 verzeichnet. Eine politische oder sonstige
öffentliche Tätigkeit ist für die Zeit nach der Pensionierung
nicht bekannt.

InKiel verkehrte er im Cafe Möller,das inder Holtenauer
Straße lag, unmittelbar hinter dem Warenhaus Jacobsen, dem
heutigen Kaufhaus Horten.Ichsahihndort einige Male,wagte
aber- ein seltsam schüchterner junger Journalist -nicht, die-
sen angesehenen und bedeutendenMenschen anzusprechen.
Beziehungen zur Volks-Zeitung pflegte er jedenfalls nicht,
vermutlich auch kaum zur Partei. Er war zu jenem Zeitpunkt
offenbar schon „indie Geschichte eingegangen", d.h. mehr
oder weniger vergessen. Mir fiel sein bei der Zeitungslektüre
aufgeregtes Verhalten auf, er platzte gewissermaßen vorEnt-
rüstung über irgendwas. Er fiel auch anderen jungen Leuten
auf,nämlich einigenNationalsozialisten,die sichmit ihm,dem
Juden, anlegten. Darüber stand dann ein verunglimpfender
Bericht in der Nazizeitung „Nordische Rundschau". Eduard
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Adler wird-beibleibendem Bekenntnis zuden gesellschafts-
politischen Zielender SPD-amLebensende gerade jenes vor
Augengestanden haben, was er imKriegund nach demKrieg
für die SacheDeutschlandsgeleistet hatte.DenNazisstandvor
Augen, daß er Jude war.

Eduard Adler könnteschon aus diesen Eindrücken heraus
denEntschluß gefaßt haben, wieder inseine HeimatstadtBer-
lin umzusiedeln. Er meldete sich am 1. Oktober 1932 nach
Berlin-Britz ab. Als Adresse wird 44 Neukölln,Donaustraße
33, angegeben. Wahrscheinlich zoger mit dem Adoptivsohn
undder Schwiegertochter um, dennauch für den Sohn ist der
Berliner Aufenthalt zu belegen; gerüchtweise hieß es, daß der
Sohnsich inderNS-Zeit inSchwierigkeitenbefundenhabe, als
Adoptivsohn eines Juden.

Als vermutlich letztes überliefertes Lebenszeichen ist eine
zufällige Begegnung Eduard Adlers mit August Rathmann in
Berlinzuregistrieren; auch August Rathmann wohnte damals
inBerlin-Britz: Er erinnert, daß es zu mehr als allgemeinen
Redensartenbei dieser Begegnungnicht gekommen sei. Das
mag angesichts derengen Arbeitsbeziehungen 1920 in Schles-
wigverwunderlich erscheinen. Ichhabe andere Auffassungen
vonBegegnungen dieser Art: Wir fühlten uns damals politisch
so geschlagen, daß manche Beziehung im Frost der Hitler-
Barbareierstarrte,ohnedaß man es wollte.

Über Leben und Verbleib AdlersinBerlin war trotz mehre-
rer Anfragenbei Ämtern und anderenEinrichtungen nichts zu
erfahren.Die Vernichtung von Unterlagen währenddesLuft-
krieges scheint dafür ursächlich zu sein. Die Jüdische
Gemeinde inBerlinhatlediglich ermittelnkönnen,daß Adlers
Name und Datenin der Liste deportierter Juden nicht enthal-
ten ist. So weiß man denn nichts über das Ableben dieses
Menschen, der in der Zeit von vor 1900 bis nach 1926 die
politischen Verhältnisse inSchleswig-Holstein maßgeblich mit-
gestaltethat.

DasBerliner Adreßbuch von 1936weist als AdlersWohnsitz
Berlin NW 7,Mittelstraße 50 aus; Beruf:Landrat a.D.
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